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Reinheitsverbot

Parallel sind immer die Anderen!





	[image: ]
	Prost den Parallel- gesellschaften
	

prager frhling stt an: ein Prosit den Parallelgesellschaften! Schon klar, Integration fordert immer die Anderen. Deshalben sagen wir: "Erst wenn Efes sich ins deutsche Biersortiment eingegliedert hat und ein Hefeweizen anbietet, werdet ihr merken, dass man so etwas nicht trinken kann." Wie aber geht sozialistischer Antirassismus?


Etienne Balibar, Nichi Vendola und viele andere versuchen sich in Antworten.




who the fuck is mehrheitsgesellschaft?

Thesen der Redaktion zu Inklusion und Migration



1. Zurück zu politischen Begriffen!
   
Alle Menschen sind unterschiedlich, aber normativ gleich. Diese humanistische Grundannahme formal wie materiell durchzusetzen ist Aufgaben der Linken. Ein linker Antirassismus akzeptiert also keine ungleichen Rechte von Menschen, er akzeptiert aber auch keine ungleichen faktischen Möglichkeiten, diese Rechte wahrzunehmen. Nationalstaatlichkeit schafft erst die Unterscheidung zwischen „uns“ Deutschen und „ihnen“, also jenen, die nicht über einen entsprechenden deutschen Schäferhundsstammbaum verfügen und entweder stupid als „Ausländer“, liberal als „Zuwanderer“, ganz politisch korrekt wiederum als „Menschen mit Migrationshintergrund“ bezeichnet werden. Alle diese Bezeichnungen können allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass es sich dabei nicht um eine natürliche, sondern um eine gesellschaftlich gesetzte, also politische Zuweisung handelt. Deshalb ist auch der Begriff der Mehrheitsgesellschaft abzulehnen, der fällt, sobald man über Rassismus spricht. Denn dieser ist bereits ein Kampfbegriff, der eben keine politischen Mehrheiten meint, sondern eine Dominanzkultur. Ob es diese wiederum so deutsch und homogen gibt, wie behauptet, ist zu bezweifeln. Die gesellschaftliche Realität in Deutschland und Europa – vor allem in den Städten – ist längst nicht monokulturell, wie sie vielleicht in den „seeligen“ Zeiten des Fordismus war. Die postfordistische Gesellschaft besteht vor allem als mehr oder minder lose miteinander verknüpfte „Parallelgesellschaften”. Das neuköllner MigrantInnen-Milieu unterscheidet sich genauso vom linksalternativ-kreativ-biodeutschen Milieu der Weserstraße (ebenfalls in Neukölln), wie diese sich wiederum von der ländlichen Bevölkerung Niedersachsens oder der Münchener High-Society unterscheiden. Es gibt in dieser Gesellschaft also viele Gesellschaften, die parallel existieren und in der Summe dennoch eine Gesellschaft bilden.
   
2. Migration keine Frage von „Fluchtursachen“
   
Die MigrantInnenabwehr an den EU-Außengrenzen unter FRONTEX wird – trotz gigantischen Ressourcenaufwandes und Schaffung barbarischer Zustände – nicht verhindern können, dass Migration stattfindet oder ein von der „1. Welt“ erwünschtes Maß nicht übersteigt. Denn Migration ist nicht funktionale Folge, sondern eigensinnige Praxis und genau deswegen nicht steuerbar. Hinter individuellen Migrationsstrategien stehen vielfältigste Projekte und Motivationen. Gleichzeitig sind ganze Wirtschaftszweige, etwa der Pflegebereich oder die Landwirtschaft, von so illegalisierter Migration abhängig. Eine staatliche Planung und Einschränkung der Migration über Quoten und Kontingente führt also nur bedingt zu einer Beschränkung der Migration, sondern zu ihrer Illegalisierung. Deshalb sind linke Positionen, die der Migration mit globaler Sozialpolitik längerfristig durch Bekämpfung so genannter „Fluchtursachen“ begegnen wollen, illusorisch. Viel mehr muss die Linke laut „Ja“ zur Migration sagen, weil sie die damit verbundenen Emanzipationsansprüche und den Wunsch nach einem besseren Leben ernst nimmt. Wie dieses zu erreichen ist, ob durch Migration oder andere Strategien, entscheiden die Leute sowieso selbst, nicht die Migrationssteuermänner und -frauen in den Ministerien.
   
3. Gegen Integration, für Inklusion!
   
Wir setzen uns für das Recht aller Menschen ein, sich an jedem Ort der Welt niederzulassen. Doch linke antirassistische Politik kann nicht dabei stehenbleiben, Migration zu ermöglichen und dann jene ihrem Schicksal zu überlassen. Aus ihrer Anwesenheit müssen für die hier Lebenden Rechte auf demokratische und soziale Teilhabe erwachsen. Integration umfasst dies gerade nicht. Integration meint die Anpassung einer erklärten Minderheit an die kulturellen Gepflogenheiten einer sich als solche erklärenden Mehrheit. Wir setzen den Begriff der Inklusion entgegen. Er meint aber die gleichberechtigte Einbezogenheit aller Individuen in die Gesellschaft. Hiernach ist es nicht die Frage, wie sich ein_e Migrant_in ändern muss, um gleichberechtigten Zugang zur Gesellschaft zu erhalten. Gefragt werden muss stattdessen: Wie müssen sich die gesellschaftlichen Institutionen verändern, um gleichberechtigten Zugang zu gewährleisten. Inklusion muss mehr sein als das Recht darauf, ungestört nebeneinander her zu leben. Identitätsbezogene Konzepte müssen kritisch hinterfragt werden, die Unterschiede zwischen verschiedenen Kulturen deutlich werden. Sie zielt auf Weiterentwicklung und Veränderung aller. Statt herrschender „Integrationspolitik“ setzen wir damit auf die Methode des aufgeklärten demokratischen Republikanismus.
   
4. Für kompromisslose Teilhabe …
   
Aus dem demokratischen Republikanismus folgt auch die Ablehnung von sozialen, demokratischen Sonderrechten für bestimmte Bevölkerungsgruppen: Gesetze dürfen an die Herkunft und die Staatsangehörigkeit keine ausschließenden Rechtsfolgen knüpfen. Praktisch bedeutet das den sofortigen Zugang aller hier lebenden Menschen zu den sozialen Sicherungssystemen, zum Arbeitsmarkt, zum Wahlrecht auf allen Ebenen, zu Räumen des Staates, sei es öffentlicher Dienst, sei es Bildung in KiTa oder Schule und auf angemessene Repräsentation in den Medien. Solange eine angemessene Repräsentation und Teilhabe nicht „automatisch“ sichergestellt ist, sondern sich reproduzierende faktische Ausschlüsse ergeben, erfordert der demokratische Republikanismus eine staatliche „Affirmative-Action“-Politik: Menschen mit Migrationshintergrund müssen solange – durch Quotierungen oder andere materielle Ausgleichsmaßnahmen – faktisch bevorzugt werden, um ihre bestehende Benachteiligung auszugleichen, bis diese reproduzierenden Ausschlüsse nicht mehr wirken (können).
   
5. …und Laizismus
   
Aus dem demokratischen Republikanismus folgt zudem eine säkulare Normorientierung auf die Demokratie und die Unteilbarkeit der Menschenrechte. Linke antirassistische Politik verweigert kulturelle Relativierungen bei politischen Praxen, etwa mit dem Verweis darauf, dass bestimmte Bevölkerungsgruppen „eine andere Kultur“ hätten oder „noch nicht so weit“ seien. Diese Relativierungen schaffen Sonderrechte und untergraben auf Dauer die Gleichheit der Bürger_innen untereinander und damit die Methode nichtrassistischen Zusammenlebens. Teile der Linken reagieren jedoch auf die zunehmende Islamophobie mit einer besonders emphatischen Bezugnahme auf islamische Organisationen. Wir meinen, jegliche negative Zuschreibung einer Menschengruppe, jegliche Diskriminierung eine Person ist konsequent zurückzuweisen. Die Antwort auf Islamophobie kann jedoch nicht in einer antithetischen Fesselung – namentlich der Islamophilie – bestehen. Unsere Antwort lautet: Konsequenter Laizismus, also die Trennung von Staat und Religion. Der Laizismus erteilt allen Anhänger_innen der Integrationsforderung, die auf eine christlich-abendländische Leitkultur hin fabulieren, eine deutliche Absage sowie den religiösen Organisationen, die für ihre jeweilige Religion die Vorherrschaft beanspruchen. Der Ort des politisch Gemeinsamen darf also allein die Demokratie, nicht jedoch die Kultur, auch nicht eine (oder mehrere) Religionen sein. Jegliche religiösen Bezugnahmen, Symbolverweise, Feiertage, Unterrichtungen durch den Staat sind abzulehnen, weil sie den demokratischen Prozess der „Andersgläubigen“, aber auch der „Nichtgläubigen“ behindern und diese damit in der Teilhabe benachteiligen, also ausgrenzend wirken. Auch die alternative Ausweitung dieser Bezugnahmen auf andere „Migrationsreligionen“, wie etwa durch die Wulff-Rede („Der Islam gehört inzwischen auch zu Deutschland.“), ist mit einem säkularen demokratischen Republikanismus nicht vereinbar. Linke antirassistische Politik unterstützt daher nicht die Einführung von islamischen Religionsunterricht (neben dem christlichen) unter staatlicher Aufsicht oder die Gründung islamischer Bildungseinrichtungen oder Krankenhäuser oder Anstalten öffentlichen Rechts (neben den christlichen), sondern baut auf säkulare Bildungseinrichtungen und Krankenhäuser, verweist die religiöse Betätigung in den privaten Bereich außerhalb der staatlichen Institutionen.
   
6. Rinks und Lechts
   
Bisher ist es nicht ausreichend gelungen, mit einem popularen Antirassismus Einfluss auf die Mehrheitsmeinungen zu nehmen. Antirassistische Politik muss als plurales Zusammenspiel unterschiedlicher Ansätze funktionieren: Linksradikaler Antirassismus übt radikale Kritik an der Schließung und Formierung der sich zur Mehrheitsgesellschaft Erklärenden; linksliberaler Antirassismus setzt darauf, Rechtsgarantien auf möglichst alle hier Lebenden auszuweiten. Sozialistischer Antirasssismus bringt die Klassenfrage ins Spiel: Die hier lebenden subalternen Migrant_innen sollen gemeinsam mit den Deutschen, also als Genoss_innen und Kolleg_innen (nicht als „Ausländer“!), Teil des Prozesses der Klassen-Selbstorganisierung sein und soziale Kämpfe gemeinsam und im Bewusstsein der Interessenanalogie oder gar -identität geführt werden. Dies ist nicht nur eine innergesellschaftliche Machtfrage, sondern auch das wirksamste Mittel gegen die Spaltung der Subalternen durch rassistische Propaganda und die Kulturalisierung der Konfliktlagen auf allen Seiten. Aber Achtung! Auch die politische Linke hat eine lange und unselige Tradition des Rassismus. Die ArbeiterInnenbewegung hat es in ihrer Geschichte nicht vermocht, eine kontinuierliche und verankerte antirassistische Praxis zu entwickeln. Die eigene Interessenvertretung und Organisierung blieb vielfach im nationalen Rahmen gefangen und ließ sich häufig auch noch im Konfliktfall gegen die angeblichen „nationalen Interessen“ anderer Nationen instrumentalisieren. Während z.B. die französischen SozialistInnen Kolonialreiche aufbauten und verteidigten, demolier(t)en die KommunalpolitikerInnen der PCF irreguläre Siedlungen von Papierlosen mit Bulldozern: 1980 in Vitry-Sur-Seine und im vergangenen Jahr in Bagnole. In Österreich und Deutschland war und ist das Ausspielen des weißen Facharbeiters gegen die MigrantInnen nicht nur in den Gewerkschaften Teil der politischen Klaviatur. Und insgeheim gibt es auch den ein oder anderen LINKEN, der irgendwie findet, dass der Herr Sarrazin dann doch ein bisschen Recht habe. Eine politische Linke mit diesen Positionen ist dann eher Teil des Problems als Teil der Lösung. Deswegen: Rassismus findet sich nicht immer nur bei den anderen. Blick umdrehen und auch die eigenen Strukturen verändern.
  
 7. Antirassistische Praxen
  
Eine linke antirassistische Praxis ist radikal republikanisch und popular, sie durchdringt alle Lebensbereiche von der Wiege bis zur Bahre. Konkrete Vorschläge für eine antirassistische radikale Reformpolitik und eigene Praxis haben wir in unserem Beitrag „antirassismus praktisch“ auf Seite 33 und mit Beispielen aus der Praxis auf Seite 364 zusammengestellt.




gretchenfrage

Wie hältst du&#8217;s mit islamischem Religionsunterricht in der Schule?





 Ekin Deligz
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	Ekin Deligz, DIE GRNEN
	Die Grnen



Als eine skulare Muslimin war ich lange Zeit davon berzeugt, dass Religion raus aus den Schulen muss und religise Erziehung reine Privatsache ist. Inzwischen habe ich aber einen Positionswechsel vollzogen. Gerade in Deutschland erleben wir unter den muslimischen Jugendlichen eine Kultur des religisen Halbwissens, die nach Gutdnken instrumentalisiert wird. Deshalb bin ich der Meinung, dass wir das muslimische Leben aus den Hinterhfen und dunklen Rumen rausholen mssen. Dazu kann islamischer Religionsunterricht einen Beitrag leisten. Solange bekenntnisorientierter Religionsunterricht in Schulen gehalten wird, gehrt auch der Islam dazu. Integration kann nicht gelingen, wenn fr unterschiedliche Bevlkerungsgruppen in zentralen Punkten dauerhaft mit verschiedenerlei Ma gemessen wird. Allerdings mssen auch dabei einheitliche Mastbe gelten. Als Grundanforderungen wren Deutsch als Unterrichtssprache, genehmigte Lehrplne, eine klassische schulbehrdliche Aufsicht und der Einsatz von hier ausgebildeten Lehrkrften zu nennen.


 
Sevim Dağdelen
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	Sevim Dağdelen, DIE LINKE
	Fraktion DIE LINKE im Bundestag


Religion ist eine zutiefst private Sache. Jeder konfessionelle erst recht religise Unterricht hat in Schulen nichts zu suchen. Die religise und weltanschauliche Neutralitt des Staates, eine Errungenschaft der Aufklrung, ist herzustellen. Statt Muslimen, Buddhisten, Hindus, usw. analoge Privilegien einzurumen muss die dauerhafte und skandalse Privilegierung der Kirchen beendet werden. Das heit ein Ende der staatlichen Subventionierung von Religionsgemeinschaften, Verbot religiser Symbole an staatlichen Schulen und im ffentlichen Dienst. Statt Religion sollte es einen Ethikunterricht geben, wo Kinder emanzipatives Denken lernen und auch ber Religionen aufgeklrt werden. Die von manchen Kritikern vorgebrachte Sorge um staatliche Neutralitt, Freiheit und Demokratie nur im Falle des Islam mutet allerdings wie eine bloe Verschleierung von vlkischen berfremdungsngsten an. Diesem Islamhass gilt es ebenso entgegenzutreten.


 
Mark Terkessidis
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	Mark Terkessidis, Autor und Migrationsforscher
	

Eigentlich bin ich fr die Trennung von Kirche und Staat. Daher liegt natrlich die Position nahe: kein Islamunterricht an Schulen. Dennoch mchte die Frage vor allem unter dem Gesichtspunkt der Gerechtigkeit beantworten. Es gibt mit dem Islam eine Religionsgemeinschaft, die ein Anrecht darauf hat, Religionsunterricht durchzufhren. Wenn man ihr dies verweigert, ist dies letztlich gegenber den anderen Religion ungerecht. Zudem muss man bercksichtigen, was gerade politisch durchgesetzt werden kann und welche Auswirkungen es htte, wenn man einer groen Religion in Deutschland dieses Recht im Gegensatz zu den anderen Religionen verweigert. Ich komme deshalb zu dem Schluss: Solange es religise Unterweisung in Schulen gibt, muss auch der Islam darauf ein Recht haben. Auerdem: Auch wenn ich keine Angst vor Religionen habe, wre es vielleicht besser, wenn der Unterricht statt in Koranschulen in staatlichen Schulen transparent durchgefhrt wird.


 
Benjamin Krger
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	Benjamin Krger, BAK Shalom/Linksjugend
	

Obligatorischer Religionsunterricht hat in ffentlichen Schulen nichts zu suchen. Das trifft auch fr islamischen Religionsunterricht zu. Bis heute existiert keine absolute Trennung von Staat und Religion. Dieser Fehler muss behoben werden, anstatt den Religionsunterricht auch fr die anderen abrahamitischen Religionen zu ffnen. Berlin hat 2009 per Volksentscheid gezeigt, dass es keine Mehrheit in der Bevlkerung fr einen obligatorischen Religionsunterricht gibt. Berlin zeigt auch, dass es durch das Pflichtfach Ethik nicht zu einem Rckgang an interessierten Schlerinnen und Schlern am Wahlfach Religion kam, wie von Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften befrchtet. Freiwilligkeit fr den Religionsunterricht muss dabei jedoch immer an erster Stelle stehen. Das Recht auf religise Privatschulen, auch muslimische, wird von dieser Forderung nicht berhrt. Ganz im Gegenteil, diese wren ein weitere Baustein fr eine Einwanderungsgesellschaft, zu welcher sich die Mehrheit der Bevlkerung bis heute nicht bekennt.


 
Sebastian Grber, Niklas Beinghaus
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	Sebastian Grber, Niklas Beinghaus, LSV RLP
	

Der Grundsatz der Religionsfreiheit ist eine wichtige Bedingung fr das gemeinsame Zusammenleben im interkulturellen Staat. Daher ist es mehr als fraglich, wenn an Schulen nur die Wahl zwischen zwei Fchern, die religise Bildung vermitteln sollen, besteht. Mensch sollte sich viel eher Gedanken darber machen, ob Religionsunterricht nicht zwangslufig zu Konflikten fhrt und gleichzeitig nie allen Interessens- und Glaubensgemeinschaften gerecht werden kann. Daher steht zur Debatte, ob nicht Glaubensunterricht im persnlichen Interessensbereich und auerhalb der Schule angesiedelt werden sollte. Momentan ist es deshalb notwendig, einen gemeinsamen, neutralen Unterricht anzubieten, der mglichst alle Religions- und Glaubenskulturen kritisch behandelt, um ein gesellschaftliches Gleichgewicht und eine umfassende Bildung herzustellen. Eine Ergnzung des Unterrichtsangebotes durch den Islamunterricht wre aktuell jedoch ebenfalls ein kleiner Schritt in die richtige Richtung, da dadurch immerhin die Gleichstellung der Religionen gefrdert und die Alleinstellung des Christentums innerhalb der Schule eingeschrnkt wrde.


 
Christine Buchholz
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	Christiane Buchholz, Die Linke
	Fraktion DIE LINKE im Bundestag


Das Neutralittsgebot des Staates steht im Widerspruch zu bekenntnisgebundenem Religionsunterricht an staatlichen Schulen. Ich persnlich wrde einen weltanschaulich bergreifenden Ethikunterricht bevorzugen, in dem junge Menschen Wissen und Verstndnis von verschiedenen Religionen erwerben knnen und lernen, Vielfalt positiv zu begreifen. Im Grundgesetz ist aber der konfessionelle Unterricht an Schulen verankert. Solange dies der Fall ist, sollen selbstverstndlich auch muslimische SchlerInnen die Mglichkeit eines Islamunterrichts haben drfen. Das gebietet das Gleichstellungsgebot. Die bestehende Praxis benachteiligt vor allem den Islam. Ich bin fr die Gleichbehandlung aller Religionen.






&#8222;man braucht einen gegen-populismus&#8220;

Interview mit Etienne Balibar
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	Etienne Balibar
	


prager frhling: Etienne, du beschftigst dich schon seit Jahren mit antirassistischen Kmpfen. Du bist sogar in den 1980er Jahren aus der Kommunistischen Partei Frankreichs ausgeschlossen worden, als du ihre fremdenfeindlichen Tendenzen kritisiert hast. Wieso ist die Linke so oft darin gescheitert, die Neuzusammensetzung der Arbeiter_innenklasse produktiv zu machen und ein antirassistisches Profil zu entwickeln?  

Etienne Balibar: Es scheint mir, dass man die Frage auf zwei verschiedenen Ebenen beantworten kann: Antirassistische Kmpfe sind nie in rein moralischen Gesichtspunkten verwurzelt, sozusagen ewig gltig. Sie sind fragile politische Konstruktionen. Die Arbeiter/-innenklasse lebt heute in einer Welt, in der ihre Existenz als kohrente soziale Gruppe gefhrdet. Die Erfahrungen, aus denen sich antirassistisches Bewusstsein herausgebildet hat, sind heute in Vergessenheit geraten. Diese strukturellen Grnde entlasten die Linke nicht von ihrer Verantwortung. Es wre ihre Aufgabe gewesen, die historischen Vernderungen zu analysieren, Erfahrungen mit Aktivist/-innen unterschiedlicher Klassen und anderer Lnder zu teilen und Sprachen und Szenarien der Massenmobilisierung gegen neorassistische Tendenzen zu entwickeln.
  
pf: Du arbeitest intensiv zur Frage der Staatsbrgerschaft. Was sind denn die Potentiale demokratischer Staatsbrgerschaft?
  
Balibar: Ich arbeite so intensiv daran, da der Begriff der Staatsbrgerschaft eine neue Bedeutung in progressiven Basisbewegungen und in der demokratischen politischen Theorie gewonnen hat. Ich glaube, dass das vom generellen Umstand herrhrt, dass das Thema Staatsbrgerschaft im Herzen jedes Prozesses der Demokratisierung der Demokratie liegt. Und dieser Prozess ist das einzig mgliche Gegengift zur Depolitisierung oder Ent-Demokratisierung des Neoliberalismus. Entweder wird die Demokratie erneuert und radikalisiert oder sie wird neutralisiert und korrumpiert. Staatsbrgerschaft ist nicht die Lsung, sie ist ein anderer Ausdruck fr das Problem. Staatsbrgerschaft ist selbst ein Gleichgewicht oder ein Krfteverhltnis. Sie hat einen Status-Aspekt oder sie verleiht bestimmten Individuen unter gewissen Umstnden einen Status, der ihnen Rechte und Pflichten einrumt. Aber sie hat auch einen aufstndischen Aspekt, in dem die Rechte und Pflichten erfunden und erkmpft und Exklusionen und Diskriminierungen beseitigt werden. Immer wieder muss dieses aufstndische Element reaktiviert werden, damit der Status- oder institutionelle Aspekt sich erneuert. Das Dilemma heute besteht darin, ob solche (absolut undemokratischen) Vorstellungen wie Global Governance die Idee der Staatsbrgerschaft ganz ersetzen oder neue Formen politischer Aktivitt auf lokaler, nationaler, supra- und transnationaler Ebene entstehen, die es den Brgern ermglichen, diejenigen Mchte zu kontrollieren, von denen sie beherrscht werden.
  
pf: Und wie siehst du das Verhltnis dieser Kmpfe um Staatsbrgerschaft zu Klassenkmpfen?
  
Balibar: So wie Marx im Kommunistischen Manifest gezeigt hat, entstanden Klassenkmpfe zunchst als eine Konsequenz der industriellen Revolution in einem Kontext revolutionrer Vernderung des Staates. Die sozialistischen und kommunistischen Ideologien waren der radikale Flgel dieser Transformation; sie opponierten sowohl gegen die konterrevolutionre Partei als auch gegen den liberalen Kompromiss zwischen der Herrschaft des Eigentums und der Forderung nach Gleichheit. Spter wurden Staatsbrgerschaft und Klassenkmpfe antithetisch, wesentlich aufgrund zweier zusammenhngender Grnde: Ein Grund war die ouvrieristische Idee, dass der Klassenkampf auf der rein gesellschaftlichen Ebene stattfindet. Der andere besteht in der Vorstellung, dass der Staat an sich eine rein bourgeoise Struktur ist, die als Mittel um soziale Ziele zu erreichen, genutzt werden kann, aber nicht selbst ein Gegenstand der Transformation werden kann. Die Ironie ist der Umstand, dass je mehr marxistische Organisationen diesen Diskurs entwickelten, um so mehr wurden sie in der Praxis das, was Louis Althusser als ideologische Staatsapparate bezeichnet hat. Im Norden fhrten die Klassenkmpfe des 20. Jahrhunderts zu einem politischen Kompromiss, der den Lohnarbeiter/-innen bestimmte soziale Rechte gewhrte. In jngerer Zeit ist diese fragile soziale und institutionelle Struktur schnell durch die Globalisierung zerstrt worden und das dramatische Krfteungleichgewicht fhrte dazu, dass der Staat vom Neoliberalismus genutzt wurde, das abzubauen, was er eigentlich garantieren sollte. Die Ironie der Situation besteht darin, dass die Linke heute weder die Sprache des Klassenkampfes noch die der Staatsbrgerschaft spricht, obwohl in der gegenwrtigen Situation es notwendig wre anzuerkennen, dass es neue Formen der Ausbeutung und Klassenkmpfe gibt, genauso wie man eine Reflexion auf die Notwendigkeit postliberaler und postnationaler Formen der Staatsbrgerschaft aufnehmen msste.
  
pf: In Europa wird der Rechtspopulismus immer strker. Siehst du Mglichkeiten diesen Tendenzen etwas entgegenzusetzen?
  
Balibar: Der Populismus erlebt berall einen Aufstieg. Ich glaube, dass er weiter ansteigen wird, da ich sehr wenige Krfte sehe, die Widerstand leisten oder eine gemeinsame Strategie auf der europischen  der einzig mglichen  Ebene ausarbeiten. Immer fter wird der Vergleich mit dem Aufstieg des Faschismus in den 1930er Jahren gezogen. Ich stimme dem zu, da dieser Vergleich dazu fhren kann, die Tragweite der Lage zu ermessen, insbesondere um zu verstehen, dass der Populismus wesentlich auf einer Verbindung zwischen Nationalismus und Faschismus beruht. Das ist notwendig, um in der Mitte des Problems das Rassismusthema einzufhren, dessen Zielscheibe berall in Europa Migrant_innen, nicht-europische Staatsbrger_innen und Roma sind. Rassismus ist ein Supplement des Nationalismus. Ich wrde gerne meine berzeugung hervorheben, dass man Massen nicht durch moralische Behauptungen, Warnungen und Wahlmanipulationen bewegt. Man braucht eine andere populare Bewegung  wenn nicht sogar einen Gegen-Populismus. Manchmal scheint die Grne Partei in diese Richtung zu gehen, aber manchmal wird sie auch einfach nur ein Element in der Wahlmaschine und in jedem Fall ist ihr soziales Programm zu vage. Deshalb bin ich pessimistisch.
  
pf: Wie bewertest du das Problem, dass die neueren Protestbewegungen in Europa, z.B. in Frankreich oder Griechenland, ihre Forderungen selten in der Sprache von Rechten und Staatsbrgerschaft formulieren? Oder finden wir dort Anstze fr eine Rekonstruktion von Staatsbrgerschaft?
  
Balibar: Ich stimme dir nicht zu. Im Gegenteil drcken diese neuen Protestbewegungen Werte wie Gleichheit und Accountability von Verwaltungen und Regierungspolitik aus. Was mir problematisch erscheint, ist ihre Heterogenitt und ein hoher Grad an Isolierung: Isoliert voneinander, isoliert ber unterschiedliche Lnder hinweg, isoliert in der Gesellschaft  vor allem ltere Beschftigte und arbeitslose Jugendliche. In einer romantischen oder anarchistischen Perspektive ist das unwichtig, denn nur die Erschtterung der bestehenden Gesellschaft und die Bilder des kommenden Aufstands sind wichtig und die Krfte der Emanzipation werden sich spontan zusammenschlieen. Aber wenn man annimmt, dass Massen sich sowohl rechte wie revolutionre Ideologien zu eigen machen knnen und jede effektive Kritik der bestehenden Ungerechtigkeiten eine Sprache entwickeln muss, um die Menschen zu vereinen, dann braucht man etwas mehr: Kommunikation, Bildung, Organisierung.
  
pf: Deine Vorstellungen von Staatsbrgerschaft und galibert  die Verbindung von Gleichheit und Freiheit  zielen auf einen universellen Horizont der Emanzipation. Auf der anderen Seite haben auch politische Bewegungen Auftrieb, die auf reaktionre und religise Vorstellungen zurckgreifen. Wie geht man mit dieser Spannung um?
  
Balibar: Es ist wahr, dass die beiden Kategorien wesentlich zur universalistischen Tradition gehren. Aber sie sind nicht grundstzlich inkompatibel mit religisen berzeugungen. Der Ausgangspunkt fr mich ist, dass Linien, die Reaktion von Emanzipation trennen, sowohl das Skulare als auch das Religise durchkreuzen. Dabei geht es nicht darum, dass Forderungen nach Anerkennungen von unterdrckten Minderheiten tiefe Widersprche mit emanzipatorischen Idealen aufweisen. Ein Gesetz, dass Schleier aus der Schule verbannt, ist eine Propaganda-Geste in Richtung populistischer Ideologie, die skular orientierte Diskurse mit christlichen Vorurteilen verbindet und die Islamophobie verstrkt. Es ist genauso wahr, dass viele benachteiligte junge Mnner aus Afrika inklusive derer, die an Protesten fr mehr Gleichheit teilnehmen, eine Macho-Kultur pflegen, die zu gewaltttigen Verhalten gegenber ihren Frauen, Schwestern und Freundinnen fhrt und wiederum vom offiziellen Rassismus instrumentalisiert wird. Es ist eine komplette Illusion zu glauben, dass unterschiedliche emanzipatorische Kmpfe  gegen Rassismus oder Sexismus  spontan zusammenlaufen. Aber es ist auch mglich, zu vertreten, dass wenn Verbindungslinien von den Unterdrckten selbst gefunden werden, sie genau das reprsentieren, was ich Fortschritte in Richtung Staatsbrgerschaft nennen wrde and ihre Ziele dann als galibert formulieren.
 

 Etienne Balibar ist Philosoph und emeritierter Professer an der Universitt Paris-Nanterre, aktuell ist er Fellow am Birbeck Institute of Humanities in London. Balibar gehrte zur Gruppe um Louis Althusser, die in den sechziger Jahren das Buch Das Kapital lesen herausgegeben hat. Heute beschftigt er sich insbesondere mit Fragen der Staatsbrgerschaft. Das Interview fhrte Kolja Mller.




das opium der linken

Der Islam zwischen Protofaschismus und Befreiungstheologie
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Welche Haltung zum Islam einzunehmen ist, hat es zu einer, wenn nicht gar zu der Hauptauseinandersetzung innerhalb der deutschen Linken gebracht. Man kann darber sinnieren, warum Linke sich so gern mit Fragen beschftigen, die vor allem andere Ecken der Welt betreffen, aber dieser Untersuchungsgegenstand ist der Psychologie und Soziologie zu berlassen.  

Religiositt als Abgrenzungsanspruch
  
Whrend der Streit um den Islam im Besonderen bestenfalls seit rund zwanzig Jahren virulent ist, ist die Auseinandersetzung der Linken mit der Religion im Allgemeinen kein neues Thema, sondern vielleicht sogar ihre Geburtsstunde in Deutschland. So war es nach Hegels Tod 1831 die Debatte um Hegels Religionsphilosophie, die den Beginn der jung- und linkshegelianischen Bewegung ausmachte und bis zu deren Ende 1846 zu Debatten zwischen Personen wie Strau, Bauer, Feuerbach, Hess, Ruge, Stirner und Marx fhrte.1 Grere Bekanntheit hat die Auseinandersetzung zwischen Karl Marx und Bruno Bauer 1834/44 ber die Emanzipation der Juden vor dem Hintergrund eines preuischen Staates mit christlicher Staatsreligion erreicht.
 
Worum ging es beiden?2 Bauer tritt gegen den preuischen Staat fr eine Demokratie ein, die ihre Legitimation von ihren Brgern und nicht aus der Religion bezieht. Ihre Grundlage bilden die Menschenrechte, in denen nach Bauer die Autonomie und das Wesen der Menschen zum Ausdruck kommen. Fr die Umsetzung der Menschenrechte ist es jedoch erforderlich, partikulre Identitten abzulegen: Als Menschen knnen sich Juden und Christen erst betrachten, und gegenseitig behandeln, wenn sie das besondre Wesen, welches sie trennt und zu ewiger Absonderung verpflichtet, aufgeben, das allgemeine Wesen des Menschen anerkennen und als ihr wahres Wesen betrachten. Entsprechend kritisiert er die Juden dafr, dass sie ihre Gleichberechtigung als Juden und nicht als Menschen einfordern. Solange sie, wie die Christen, auf einem partikulren Standpunkt bleiben, ist es notwendig, dass eine partikulre Gruppe die andere bekmpft. Religiositt ist zwingend mit einem Abgrenzungs- und Alleinvertretungsanspruch verknpft und unterminiert zudem die menschliche Autonomie, weil sie auf gttlicher Autoritt beruht. Politische Emanzipation im Sinne Bauers erfordert daher die Aufgabe der Religion. 
  
Bis zur Aufhebung des Privateigentums
  
Marx hlt mit Bauer die Religion fr ein untrgliches Entfremdungsphnomen. Er verweist jedoch auf die USA seiner Zeit: Trotz politischer Emanzipation und einem religis neutralen Staat besteht die Religiositt  und damit die Entfremdung  der Brger fort. Deshalb hlt er Bauers politische Emanzipation zwar fr einen groen Fortschritt, aber fr nicht ausreichend. Stattdessen fordert er eine allgemein-menschliche Emanzipation, die anerkennt, dass Religion nicht die Ursache, sondern nur ein Phnomen der Entfremdung ist. Denn auch im auf Privateigentum basierenden brgerlichen Staat gibt es religionsanaloge Strukturen, die den Menschen in einen abstrakten und gleichen Staatsbrger sowie einen realen und egoistischen Privatmenschen aufteilen, weswegen der Mensch weiter ein himmlisches und ein irdisches Leben fhrt. Die allgemein-menschliche Emanzipation erfordert dagegen, dass der wirklich individuelle Mensch den abstrakten Staatsbrger in sich zurcknimmt, was die Aufhebung des auf Privateigentum basierenden brgerlichen Staates und die berschreitung des Standpunkts der Menschenrechte erfordert.
  
Ungleichzeitigkeiten muslimischer Gesellschaften
  
Marxens allgemein-menschliche Emanzipation ist derzeit nicht vorzufinden, whrend Staaten, die die politische Emanzipation vollzogen haben, mit solchen koexistieren, bei denen dies nicht der Fall ist. Neben dieser Ungleichzeitigkeit zwischen Gesellschaften macht Leandros Fischer auf die Ungleichzeitigkeit innerhalb muslimischer Gesellschaften aufmerksam, in denen nicht selten moderne mit feudalen Strukturen kollidieren: Die aus diesem Zusammensto entstandenen Formen der gesellschaftlichen Organisation kombinieren Elemente aus modernen und vergangenen Zeiten. Dem politischen Islam fehle es aber, entgegen anderslautender linker Meinungen, an Gemeinsamkeiten mit dem Faschismus, da ersterer letztlich eine Utopie mit kleinbrgerlicher Klassenbasis sei, insbesondere getrieben von dem abstrakten Wunsch nach sozialer Gerechtigkeit. Viele Linke sahen im Islam jedoch nur die krude Oberflche und verstanden einfach nicht, dass deren Auftrieb nicht einen Rckfall ins Mittelalter darstellt, sondern einen Mantel, wenn auch ein ideologisch regressiver, hinter dem sich reale Anliegen der modernen kapitalistischen Welt verbergen. Nach Fischer sei angemessen, dieser Ungleichzeitigkeit im Rahmen einer trotzkischen permanenten Revolution Herr zu werden. Darber hinaus bleibt unterbestimmt, welche progressive Kraft Fischer im Islam vermutet, da er wiederholt dessen Opposition zum Imperialismus (dem Hauptfeind?) erwhnt und Einzelbeispiele fr Parallelen zur lateinamerikanischen Befreiungstheologie anfhrt.
  
Wie gefhrlich ist der Islamismus?
  
Selbst wenn diese Beschreibung des Islamismus zutrifft, sind solche Utopien so ungefhrlich, wie Fischer glaubt? Nicht nur Trockij hat sich mit ungleichen Entwicklungen beschftigt, insbesondere Ernst Bloch hat hier Erhellendes notiert. Im Abschnitt Ungleichzeitigkeit und Pflicht zu ihrer Dialektik (1932) setzt er sich am Vorabend der nationalsozialistischen Machtbernahme mit der breiten Untersttzung fr den Faschismus auseinander, wobei mehr als je [] das Kleinbrgertum der feuchtwarme Humus fr Ideologie ist. Die Grnde dafr sind hnlich wie jene, die Fischer fr den Islamismus benennt: ungleichzeitige Gesellschaftsstrukturen sowie die Sehnsucht der verelendeten Mitte nach Gerechtigkeit, die in eine geschnte relativ bessere Vergangenheit projiziert wird: Dieser Abstumpfung treten heute harmonistische Bilder der Vergangenheit hinzu und suchen den Exzess des Kapitalismus blo zurckzunehmen oder ihn sich unterzuordnen. Den Parteimarxismus kritisiert Bloch dafr, nur den gleichzeitigen Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit wahrzunehmen, da er immer nur an der fortschrittlichsten Wirtschaftsweise orientiert sei. Dieser bersieht so den ungleichzeitigen Widerspruch alter, jedoch nach wie vor realer Lebensformen und Deutungsmuster und spricht daher eine Sprache, die insbesondere fr Bauern und Kleinbrger nicht verstndlich ist. Stattdessen soll der Marxismus jedoch nicht etwa auf den Zustand durchgngiger sptkapitalistischer Strukturen warten, sondern auch im ungleichzeitigen Widerspruch das ber die Gegenwart hinausgehende Potential sehen. Er hat jedoch die Aufgabe, dieses Potential aus regressiven Utopien herauszulsen und in eine konkret-utopische Praxis zu integrieren, da anderenfalls dieser romantische und archaische Antikapitalismus der faschistischen Barbarei anheimfallen kann.
  
Fnf schnelle Regeln politischer Emanzipation
  
Was lernen wir aus diesem Schnelldurchgang durch Bauer, Marx, Fischer und Bloch? Erstens ist Bauer und Marx zuzustimmen, dass die politische Emanzipation einen groen Fortschritt bedeutet, den man nicht leichtfertig vernachlssigen sollte. Dabei macht Marx zweitens darauf aufmerksam, dass diese Emanzipation im brgerlich-kapitalistischen Rahmen keine allgemein-menschliche, sondern eine verkrzte ist. Drittens ist Fischer und Bloch zuzustimmen, dass in ungleichzeitigen Utopien fr eine tatschliche Emanzipation nutzbare Gehalte oder Wnsche artikuliert werden knnen. Gegen Fischer ist mit Bloch jedoch einzuwenden, dass diese Gehalte viertens sehr wohl gefhrlich sein und bis zum Faschismus fhren knnen und deswegen fnftens gerade der Herauslsung aus Ideologien wie dem Islamismus bedrfen, wenn sie zu Emanzipation und nicht zur Barbarei fhren sollen.
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Anmerkungen
 
1 Vgl. einfhrend zu dieser hier nicht weiter ausgebreiteten Thematik: Michael Quante: After Hegel. The Realization of Philosophy through Action, in: Dean Moyar (Hg.): Routledge Companion to 19th Century Philosophy, London: Routledge 2010, S. 197- 237.
 
2 Fr eine ausfhrlichere Schilderung, vgl. insbesondere den Vortrag von Michael Quante: Der Streit zwischen Bruno Bauer und Karl Marx zur Emanzipation der Juden. Als Videodatei verfgbar unter http://bit.ly/kmb91f




die frohe botschaft der autonomie der migration

Annäherung an einen umstrittenen Begriff
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Der Begriff der Migration gehrt zu den umstrittensten unserer Gegenwart. Humanitre Migration, Zwangs- und Kriegsmigration, Arbeitsmigration und nicht zuletzt zirkulre Migration sind keineswegs neutrale Bezeichnungen fr rumliche und kulturelle Mobilitt von Menschen, weil sie zugleich mit herrschenden Vorstellungen von Kontrolle oder Immobilitt einhergehen. Wann, wo und wie eine Migrantin humanitr auswandert, zwischen Herkunftsland und Ankunftsland arbeitssuchend zirkuliert, ist weniger selbstverstndlich, als mancheR glaubt. Whrend in linken Debatten bis in die 1980er Jahre die funktionalistische These der Reservearme dominierte, diskutieren wir heute die fatalen Effekte ihrer linken Renaissance.  

Das Glck der Flucht und die Geschwindigkeit des Fliebands
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Der von Yann Mulier Boutang geprgte Ansatz der Autonomie der Migration bricht mit dem methodologischen Funktionalismus, in dem Migration immer entweder fr etwas Anderes steht oder als abhngige Variabel von der Funktion dieses Anderen abgeleitet wird. Im Gegenteil, die frohe Botschaft der Autonomie der Migration will den Blick dafr schrfen, in der Migration primr die Projekte der Migration zu sehen und in ihnen gesellschaftliche grenzberschreitende Mobilitt und ihre Kmpfe, also die Kmpfe der Mobilitt wahrzunehmen. Es geht darum, so Serhat Karakayali, die generische Kraft der Migration als einer sozialen Bewegung in den Blick zu nehmen. Das war auch einer der Grnde fr den Bezug auf das Konzept der Autonomia, das in den 1970er Jahren in Italien entwickelt wurde. Das Konzept der Arbeiteruntersuchung, der Conriserca, beruht auf der Idee, dass Ansatzpunkte fr eine subalterne Politik in der Alltags-Praxis der MassenarbeiterInnen bzw. der gesellschaftlichen ArbeiterInnen zu suchen sind. Es komme nicht so sehr auf die Geschwindigkeit des Fliebands an, sondern darauf, wie die ArbeiterInnen damit umgingen. Die Analogie liee sich noch weiter treiben. Folgt man den TheoretikerInnen des Operaismus und Postoperaismus, dann sind alle Vernderungen der kapitalistischen Produktionsweise in den letzten vierzig Jahren in den nrdlichen Industriestaaten mehr oder weniger direkt auf die Schwierigkeiten zurckzufhren, welche die kollektive Arbeitskraft den Unternehmen beschert hat. Autonomie der Migration ist angewandter Postoperaismus auf dem Gebiet der Grenze. Der Einsatz der Autonomie der Migration versucht Mobilitt als politische Praxis zu artikulieren, in der soziale AkteurInnen ihren normalisierten Reprsentationen entfliehen, sich im Akt dieser Flucht neu begrnden und dabei die Bedingungen ihrer materiellen Existenz verndern. Das Begehren von der Flucht aus der Plantage oder aus dem Regime der Fabrikdisziplinierung bis hin zur Flucht aus der Zwangsheteronormativitt erstreckt sich ber die gesamte Geschichte des Kapitalismus.
  
Transversale Kmpfe statt Ausbeutungsromantik
  
Diese berlegungen sind in den letzten Jahren unter dem Namen Autonomie der Migration weiter entwickelt und kontrovers diskutiert worden: Dem Konzept wurde etwa der Vorwurf gemacht, es romantisiere Ausbeutung und Unterdrckung, stelle konkurrenzielle Strategien des individuellen Fortkommens an die Stelle politischer Kmpfe, interpretiere die durch die Logik der Kapitalakkumulation induzierte Arbeitskraftmobilitt flschlich als autonome Praxis oder ignoriere die mnnlich-patriarchale Struktur des Autonomiebegriffs, der die sozialen Kontexte, die Handeln ermglichen, ausblende. Diese linken KritikerInnen der Autonomie der Migration insistieren auf den folgenden Aspekt: Die Abwesenheit staatlicher Restriktionen zeuge nicht von Autonomie, sondern der Macht des Marktes oder des Kapitals. Die proklamierte Selbstndigkeit der Migrationen gegenber den politischen Manahmen, so Tobias Pieper, liege nicht in den sozialen und subjektiven Dimensionen der Migration [], sondern in den Bewegungsgesetzen der Kapitalakkumulation selbst, welche die Ware Arbeitskraft in Richtung der Fabriken in Bewegung setzt. Die Kontrolle scheitere nicht an der Autonomie der Migration, sondern an den systemimmanenten Aneignungsgesetzen des Kapitals, weshalb Migration im Kapitalismus grundstzlich nicht kontrollierbar sei. Pieper konzediert, dass es subjektive Motive fr Migration gebe und MigrantInnen nicht immer so handelten, wie das Kapital es will, letztlich aber sei auch die Hoffnung auf ein besseres Leben als Triebfeder fr Migrationen durch die Aneignungsgesetze des Kapitals vermittelt. Solche Anstze spiegeln jeweils essentialistische Verstndnisse von Staat und konomie. Tobias Pieper kann vermeintlich die Mobilitt der MigrantInnen  bei ihm vor allem Trger der Ware Arbeitskraft  auf die des Kapitals zurckfhren. In einer Welt, die bis auf nebenschliche Strungen vollstndig dem Diktat des Kapitals unterworfen ist, bleibt aber erklrungsbedrftig, warum berhaupt Restriktionen fr Mobilitt existieren. Der Staat und die konomie erscheinen in solchen Anstzen als systemische Schablonen, ausgestattet mit ehernen Gesetzen, denen die Akteure unterworfen sind  wenn auch manchmal nur in letzter Instanz. Dagegen haben wir gezeigt, dass das, was man als Moment der Autonomie in der Migration bezeichnen knnte, weniger in der Tatsache zu suchen ist, dass es z.B. schon immer illegale Migrationen gibt, die ohne staatliche Regulation organisiert werden. Dieses Moment ist vielmehr in der Erzeugung eines spezifischen  und damit in Bezug auf den Staat oder die soziale Frage autonomen  Konfliktfeldes zu suchen, bei dem Migrationen nicht der Wirkungsmacht von Staat oder konomie entgehen, sondern sich transversal zu ihnen bewegen und dabei das staatliche Migrationsregime verndern. Wie aber verhlt es sich mit den Marktgesetzen, denen die MigrantInnen Gehorsam zu leisten scheinen?
  
Die einsame Stunde der letzten Instanz
  
Letztlich, so argumentierte Pieper, seien die individuellen Motive durch die Gesetze der Kapitalakkumulation vermittelt. In seiner Kritik an der monokausalen, mechanistischen Rationalitt des zeitgenssischen Marxismus prgte der marxistische Philosoph Louis Althusser den Begriff der strukturellen Kausalitt, in der die einsame Stunde der letzten Instanz‛ nie schlgt, weder im ersten noch im letzten Augenblick. Althusser spricht damit das Problem der Vermittlung und Determination verschiedener gesellschaftlicher Ebenen an, das auch hier vorliegt. Ausgangspunkt seiner berlegung war die Abgrenzung von der im Marxismus verbreiteten Basis-berbau-Topologie, nach der alle nicht-konomischen Instanzen als bloe Verlngerungen der konomischen Verhltnisse betrachtet werden. Diese laufe, so seine Kritik, auf eine idealistische Vorstellung hinaus, wonach ein Zentrum existiert, das aus sich heraus alle anderen gesellschaftlichen Widersprche und Verhltnisse generieren knnte, deren Komplexitt blo die entwickelte Erscheinung jenes einfachen Widerspruchs wre. Im Fall der Migration sind aus einer solchen idealistischen Perspektive alle Migrationen Effekte einer einzigen Logik, nmlich der der Arbeitskraftallokation durch kapitalistische Marktgesetze. Wenn aber, wie wir mit Althusser argumentieren, die Stunde der letzten Instanz (der konomie) niemals schlgt, knnen die Beweggrnde, die Motive und die Projekte der Migration auch etwas anderes sein als bloe Reproduktionsmechanismen fr die prdeterminierten objektiven Strukturen. Aber schon das einfache Reproduzieren kann nicht bruchlos gelingen. Weil die MigrantInnen nicht angetreten sind, Strukturen zu reproduzieren, sondern ihr Leben zu verbessern, weil sie Teil verschiedener Umstnde sind und weil jedes Migrationsprojekt anders aussieht. Die Umstnde der Migration verndern sich durch die Projekte, mit denen die MigrantInnen, als gesellschaftliche Subjekte, diese Umstnde stets aufs Neue reproduzieren und in diesem Prozess verndern. In der ideologiekritischen Tradition ist es zum Common Sensegeworden, den doppelten Charakter von Mobilitt zu einer Seite hin aufzulsen. Das heit, Mobilitt als in Wirklichkeit funktional fr die kapitalistische Produktionsweise zu entlarven. Wir nehmen demgegenber eine Perspektive ein, in der wir Strukturen, Apparate, Institutionen als unterschiedliche Aggregatzustnde von Handeln verstehen. Wenn, wie Pieper meint, der Kapitalismus ohne Migrationen nicht existieren kann, dann wirft dies die Frage auf, ob die Fabriken die Auslser von Mobilitt sind und buchstblich die Menschen zur Wanderung mobilisieren. Unsere historischen Ausfhrungen zur Genealogie der Mobilitt legen ein anderes Szenario nahe: Demnach existierte lange vor der kapitalistischen Industrialisierung ein mobiles Europa, in dem Landflucht und Vagabundage als negative und unproduktive Bewegungen bekmpft wurden. Was muss aber passieren, damit diese Mobilitt verwertbar wird und die Vagabunden in freie ArbeiterInnen verwandelt werden? Zur Beantwortung dieser Frage reicht es nicht aus, Migration und Mobilitt als funktionale Mechanismen der Arbeitskraftallokation zu fassen. Damit wird allenfalls eine Perspektive a posteriori eingenommen, die die Prozesse der Vereinnahmung und Rekuperation von Handlungen nicht zu bercksichtigen imstande ist. Denn auch wenn Strukturen nichts anderes sind als Aggregatzustnde von Handeln, so sind doch bestimmte Handlungen in der Lage andere zu vereinnahmen und sich dabei institutionell zu verdichten oder zu einem Aggregatwechsel beizutragen. Zu untersuchen wren die Bedingungen, unter denen solche Verdichtungen stattfinden; welche Formen von Hegemonie sie ermglichen und welche anderen sie tendenziell verhindern. Warum es, anders gesagt, unmglich erscheint, Migration anders als zu passivierende, integrierende und bestenfalls zu kontrollierende Anomalie zu denken. Warum, zugespitzt formuliert, jede Migration tendenziell illegale Migration ist.

   
Vassilis Tsianos ist Mitglied von Kanak Attak. Derzeit arbeitet er an der Universitt Hamburg am Fachbereich Sozialwissenschaften und als Projektkoordinator des Bereichs Border crossings im EU-Projekt MIG@NET.
 
Serhat Karakayali ist ebenfalls Mitglied von Kanak Attak und arbeitet derzeit an der Martin-Luther-Universitt Halle.




zwei seiten, keine medaille

Geschichten aus dem Integrationskurs

Laszlo Strzoda

An einem Tag wie heute bin ich nie gerne zur Schule gegangen. Es nieselt draußen, es ist grau. Die Unterrichtsräume glichen damals entweder einer Sauna, überheizt und stickig; oder einem Iglu während der Schneeschmelze, eiskalt und trotzdem nass. Heute bin ich nur Gast — in einer Sprachschule, die den seit 2005 eingeführten Integrationskurs anbietet. Ungefähr 400 Migrant_innen besuchen pro Halbjahr diese Einrichtung in der Mitte Berlins. Als ich das unscheinbare Gebäude betrete, fühle ich mich wieder in meine Schulzeit zurück versetzt. Auf dem Flur kramen Leute in ihren Unterlagen, die nächste Prüfung wird besprochen, die dumpfen Stimmen der Lehrenden hallen auf den Gang. Ich fühle mich sofort, als hätte ich meine Hausaufgaben nicht gemacht.  
Erste Stunde
  
600 Stunden umfasst der Integrationskurs zum Erwerb der deutschen Sprache. Ein Kursmodul besteht aus 100 Stunden und wird mit einer Prüfung abgeschlossen, deren Bestehen die Voraussetzung für die Teilnahme am nächsten Modul ist. In weiteren 45 Stunden soll die Vermittlung deutscher Rechtsordnung, Geschichte und Kultur gewährleistet werden. Am Ende dieses „Orientierungskurses“ steht ebenfalls eine Prüfung, die verpflichtend ist, um den deutschen Einwanderungs-Persilschein zu erhalten. Etwas desorientiert werde ich vom Lehrer zum Klassenzimmer geführt. Der spärlich eingerichtete Raum macht keinen Hehl aus seinem Zweck. Die kahlen weißen Wände und die grauen Tische werden von einem Plakat mit Konjugationen nur wenig aufgehellt, denn an Farbe wurde auch hier gespart. Sodann füllt sich der Raum. Sechs Frauen, sechs Männer zwischen 20 und 50 Jahren nehmen Platz. Ein ungewöhnlicher Anblick: erwachsene Menschen in der Schule. Lebenslanges Lernen, staatlich verordnet.
  
Test
  
Nach einer kurzen gemeinsamen Rekapitulation der Bedeutung von Legislative und Exekutive wird ein Test geschrieben. Beim Durchblättern des Fragekatalogs strahlt einem die gesamte Arroganz deutscher Leitkulturwissenschaft entgegen. Was als Frage formuliert ist, ist als Imperativ gemeint: Das darfst Du in Deutschland und das nicht. Flankiert wird das Ganze mit Fragen zur Aufgabe des Bundesrates und der Sitzanzahl des deutschen Bundestages. Die meisten Menschen im Kurs sind weder bei Landtagswahlen, noch bei der Bundestagswahl wahlberechtigt. In den Kursen für Asylbewerber_innen können die Teilnehmenden noch nicht einmal ihren Wohnort wählen. 
 
Ein Arbeitsblatt wird ausgeteilt und das Wort „Familie“ an die Tafel geschrieben. Was ist Familie, werden die Teilnehmenden gefragt. Eine Diskussion entspinnt sich. Doch schnell kippen die Antworten in eine andere Richtung, in die Suche nach einer „deutschen“ Familiendefinition. Plötzlich schwebt die Frage der richtigen Einstellung im Raum. Später werde ich von einem Teilnehmer aufgeklärt, dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) regelmäßig Kontrollbesuche veranstaltet und man Angst habe, sich falsch zu verhalten. Meine Anwesenheit wird bei einigen diese Assoziation hervorgerufen haben. Den Teilnehmer_innen ist die Sinnlosigkeit des Kurses ins Gesicht geschrieben. Auf dem Arbeitsblatt befinden sich diverse Familienmodelle, von denen die Hälfte nach christlich-jüdischer Leitkultur in der Hölle enden würden. Das Modell einer Familie mit Migrationshintergrund sucht man vergeblich. Die Lebensrealität der Menschen, die diesen Kurs absolvieren müssen, ist nicht von Belang. Keine der Fragen zur Rechtsordnung widmet sich z.B. den Rechten von Migrant_innen. Das Lehrbuch, aus dem das Arbeitsblatt stammt, thematisiert die Situation hier lebender Migrant_innen nicht. Es ist ein Verdienst dieser Schule und seines Lehrpersonals, dass der Orientierungskurs eine Kombination aus Auswendiglernen und erweitertem Sprachkurs ist und keine krude Eindeutscherei, wie mir versichert wird.
  
Pause
  
Die Leiterin der Schule erzählt in aller Offenheit von den Problemen der Schüler_innen und Lehrenden. Das Problem sei, dass niemand sich die Frage stellt, wer zu den Kursen kommt. Ihre Erzählungen vom iranischen Arzt, dessen Approbation nicht anerkannt wurde und der nun als Bauarbeiter sein Geld verdient bis hin zu Kriegsflüchtlingen, die noch nie eine Schule von innen gesehen haben, verweisen auf die Hilflosigkeit der Lehrenden. Niemand besitzt hier eine entsprechende Qualifikation. Sehr stolz ist sie dennoch, dass es mittlerweile eine fest angestellte Pädagogin gibt. Obwohl die Schule mit anderen Einrichtungen kooperiert, die sich den Problemen des Alltags einzelner Schüler_innen zuwenden, braucht es häufiger eine Anlaufstelle für psychologische Betreuung als eineN Deutschlehrer_in. Eine Lehrerin berichtet von einem Schüler, der aus Brandenburg kommt und dort in einem Asylbewerber_innenheim lebt und von den 160 Euro, die ihm zur Verfügung stehen, 60 Euro alleine für seine Monatsfahrkarte nach Berlin ausgibt. „Und das alles nur um ein bisschen Deutsch zu lernen“, sagt sie. Die Lebenserfahrungen ihrer Schüler_innen gehen an den Lehrer_innen nicht so spurlos vorbei wie an den deutschen Behörden. Auch unter den Lehrkräften herrscht große Unsicherheit. Eine Schule, die anders als die Volkshochschulen nicht staatlich subventioniert wird, erhält pro Schüler 2 bis 3 Euro. Das bedeutet eine Klasse unter 20 Teilnehmenden kann nicht einmal das Honorar des Lehrers oder der Lehrerin gewährleisten. Mit einem Stundenlohn von 14 Euro liegt man hier im Mittelfeld der Sprachschulen. Eine Klasse mit 20 Leuten sei eigentlich schon viel zu groß, wird mir immer wieder erzählt. „Im Klartext heißt das, dass es regelmäßig überfüllte Klassen braucht, um den Betrieb überhaupt am Laufen halten zu können“, konstatiert die Leiterin der Schule. Um sich privat zu bereichern, sei man hier an der falschen Stelle, fährt sie fort und lacht verzweifelt. Was sie von Integration halte, frage ich. Sie erwidert mit einem lauten Stöhnen: „Keine Ahnung was das sein soll.“
  
Schulschluss
  
„Alle Macht geht vom Volk aus. Was bedeutet das?“, steht auf einem der Fragebögen. Die richtige Antwort auf diese Frage ist leider nicht unter den Antwortmöglichkeiten: Die Macht geht von dem Volke aus, dem in dieser Schule keine_r angehört, obwohl sie alle hier leben. Einige haben den Kurs, der 5 Stunden pro Tag und zweimal in der Woche stattfindet, heute schon etwas früher verlassen. Viele müssen ihre Kinder von der Schule oder vom Kindergarten abholen, andere zur Arbeit. Was alle in dieser Schule — an der Tafel oder an den Tischen — eint, ist eine prekäre Lebenssituation. Es gibt kein Klingeln zur Pause, das ein Ende der Stunde beschließt. Als ich auf die Straße trete, ist es immer noch grau und nass. Willkommen in Deutschland.
  
:
 
Laszlo Strzoda ist Mitglied der prager-frühling-Redaktion und gebürtiger Hesse. Einst schrieb ihm eine Deutschlehrerin unter die Klausur, dass sie doch sehr gut sei dafür, dass er noch nicht so lange in Deutschland lebe. Integriert fühlt er sich daher eher selten. 




der regelbetrieb muss vielfältig werden

Gespräch mit dem Migrationsforscher Mark Terkessidis
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	Mark Terkessidis
	

prager frhling: Mark, seit der rot-grnen Regierungszeit begreift sich Deutschland als Einwanderungsland: ein Fortschritt?  

Mark Terkessidis: Auf alle Flle. Ich hab diese Feststellung ja damals ein wenig belchelt, weil: war ja eh klar. Aber damit ist diese Fiktion verschwunden, dass die so genannten Auslnder irgendwann wieder nach Hause gehen. Jetzt gibt es eine neue Idee von der Bevlkerung.
  
pf: Wrdest Du das rot-grne Staatsbrgerschaftsrecht denn auch positiv sehen?
  
Terkessidis: Einerseits ja, weil die deutsche Staatsangehrigkeit bei Geburt zugeschrieben wird. Andererseits gibt es jetzt das Optionsmodell, bei dem sich Nicht-EU-Brger zwischen 18 und 23 fr eine Staatsangehrigkeit entscheiden mssen. Gerade bei jungen Leuten trkischer Herkunft fhrt das zu Stress.
  
pf: Nach der Sarrazin-Debatte haben sie ja auch nicht gerade das Gefhl hier akzeptiert zu sein.
  
Terkessidis: Genau. Die haben oft das Gefhl, dass sie trotz allem nie wirklich als Deutsche anerkannt werden und da ist die trkische Staatsangehrigkeit eine Art Versicherung  auch in emotionaler Hinsicht.
  
pf: Also ist der Traum von der multikulturellen Gesellschaft ausgetrumt?
  
Terkessidis: Traum? Die multikulturelle Gesellschaft war ja nur ein Modell, das whrend der 1980er auf Probleme mit dem Begriff Integration reagierte. Integration ging von einer kulturellen Norm aus, an die sich die defizitren Einwanderer anpassen sollten. Dagegen haben die Multikulturalisten die Idee der Bereicherung durch andere Kulturen gesetzt. Damit war aber auch oft ein sehr traditionelles Bild von Kultur verbunden  also Kultur gleich Herkunft. Das hat dann dazu gefhrt, dass viele Straenfeste gefeiert wurden, in denen alle Kulturen sich angeblich gleichberechtigt prsentieren durften. Und dort wurden dann alle mglichen nationalen Fahnen nebeneinander aufgehngt. Darin kam ja das implizite Raummodell von Multikulti ganz schn zum Ausdruck  statisches Nebeneinander.
  
pf: Aber der Begriff Integration ist doch noch immer in aller Munde ...
  
Terkessidis: Ja, der Begriff hat nach 2000 eine Renaissance erlebt. Dabei hat er sich verndert und ist doch gleich geblieben 
  
pf: Das hrt sich widersprchlich an.
  
Terkessidis: weil der defizitorientierte Ansatz der 1970er Jahre oft noch erhalten ist. Und die angeblichen Defizite besitzen eine erstaunliche Kontinuitt: Immer noch geht es um Sprachprobleme, patriarchale Familienverhltnisse oder Ghettobildung.
  
pf: Aber die Vorstellung von Gleichheit, die in dem Konzept steckte, knnte man doch auch positiv interpretieren.
  
Terkessidis: Aber die Vorstellung von Gleichheit basierte immer darauf, dass sie normativ aufgeladen war. In den 1970er Jahren ging es um die Bildung der Arbeiter. Damals wurde ja auch schon kritisiert, dass die Inhalte dieser Bildung an der Mittelschicht orientiert waren. Die defizitren Arbeiterkinder sollten also am Ende nur verbessert werden. Dass die Arbeiter aber spezifische Wissensformen und auch bestimmte kulturelle Artikulationsweisen hatten, die in einen neuen Raum htten eingebracht werden sollen, das wurde kaum gesehen. Das ist eine Idee von Gleichheit, die Selbstaufgabe bedeutet. Dieses normative Verstndnis transportiert der Begriff Integration weiterhin, deshalb halte ich ihn fr verbraucht.
  
pf: Warum hltst du Integration als Ansatz fr problematisch?
  
Terkessidis: Ich denke, dass es angesichts der demografischen Entwicklung keinen Sinn mehr macht, an alten Ideen festzuhalten. In Nrnberg haben 66% der unter-sechsjhrigen einen Migrationshintergrund. Was ist da die Norm? Es gibt aber in den Institutionen der Gesellschaft weiterhin eine Vorstellung davon, wer da quasi richtig ist und wer falsch. Und da muss man ansetzen  nicht bei der Verbesserung der defizitren Einwanderer, sondern bei der Vernderung des Regelbetriebes.
  
pf: Reicht das, um Problemlagen, wie wir sie aus Stadtteilen mit hohem Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund kennen, gerecht zu werden?
  
Terkessidis: Vorausgeschickt: Berlin ist eine Stadt mit speziellen Problemen, vor allem, was die soziale Lage betrifft. So lag 2005 etwa die Erwerbsarbeitslosigkeit von Auslndern bei 45%  das gab es nirgendwo anders in Deutschland. Aber es ist klar: Es gibt eine berlagerung von Migrationshintergrund und niedrigem Sozialstatus. Das ist eine Folge davon, dass die auslndischen Arbeitskrfte unterschichtet wurden. Die sind ja damals nicht fr alle Jobs angeworben worden, sondern nur fr schwere Handarbeitsjobs, die kaum Qualifikationen vorausgesetzt haben. Von denen sind nun viele weggefallen, was die hohe Arbeitslosigkeit erklrt. Zudem wird niedriger Sozialstatus bekanntlich oft vererbt. Es gibt also eine andere Klassenzusammensetzung bei der Bevlkerung mit Migrationshintergrund. Allerdings ndert sich das gerade  Einwanderung ist auch vielfltiger geworden.
  
pf: Dein Konzept dafr nennst du Interkultur. Kannst du es erlutern?
  
Terkessidis: Nehmen wir mal ein Beispiel. Sprachprobleme sind ja immer das erste, womit man sich hier befasst. Da fungiert Sprache auch als das letzte nationale Refugium. In Kindergrten sind nun Sprachstandsfeststellungen im Alter von vier Jahren eingefhrt worden. Diese testen auf deutsch, was Kinder nicht knnen. Nun bringen viele Familien mit Migrationshintergrund ihren Kindern zunchst ihre Muttersprache bei. Das ist eben die Sprache, die sie am besten sprechen. Das ist auch pdagogisch richtig: Das Allerschlimmste ist, wenn gebrochenes Deutsch weitergegeben wird. Wenn die Kinder nun mit drei in die Kita kommen, weil es davor keine Angebote gibt, ist ja klar, dass sie in Deutsch Defizite haben. Daher wre es wichtig, auch einen Test in der Muttersprache zu machen, um festzustellen, was die Kinder knnen.
  
pf: Erachtest du es trotzdem als sinnvoll, den Kindern Deutsch beizubringen?
  
Terkessidis: Selbstverstndlich, aber nicht so. Nach dem Test schiebt man die Verantwortung zu den KindergrtnerInnen, die kompensatorisch den defizitren Kindern helfen sollen. Dafr sind sie nicht ausgebildet. In einer Evaluation Baden-Wrttembergs hat sich gezeigt, dass sie oft eine Sondergruppe bilden und Frontalunterricht machen, was berhaupt nichts bringt. Nun haben die Sprachstandsfeststellungen aber auch gezeigt, dass etwa 25% der einheimischen Kinder auch Defizite aufweisen. Da msste man viel grundstzlicher ber die Sache nachdenken.
  
pf: Was schlgst du stattdessen vor?
  
Terkessidis: Der Regelbetrieb muss umstrukturiert werden: In der Ausbildung zum Erzieher muss Spracherwerb verankert werden, die Kinder mssen frher in die Kita. Und wir mssen weg von der Idee der Kompensatorik. Die Hintergrnde der Kinder sind vielfltig, und in diesem Sinne zielt moderne Pdagogik auf Individualisierung. Viele Kitas arbeiten ja auch schon so. Aber generell fehlt es an politischem Willen fr die Umgestaltung  das sieht man ja auch beim dreigliedrigen Schulsystem, bei dem doch alle wissen, dass es nicht mehr funktioniert.
  
pf: Gibt es denn Bereiche, in denen die Umgestaltung konkret angegangen wird?
  
Terkessidis: Ja. Etwa im Bereich der Personalentwicklung. Durch stetigen Druck gibt es etwa bei den Auszubildenden der Verwaltung in Kln mittlerweile einen Anteil von jungen Leuten mit Migrationshintergrund von 28%. In Berlin gibt es dafr die Kampagne Berlin braucht Dich. Oder: Der Landesmigrationsbeauftrage der hessischen Polizei  so was gibt es  berichtete mir, dass man dort ganz bewusst den Anteil auf 17 % erhht hat. Er erzhlte auch, dass man ber die Eintrittsbedingungen dort nachdenkt. Voraussetzung fr den Dienst ist das Abitur, aber es gibt nicht genug Abiturienten mit Migrationshintergrund, die zur Polizei wollen. Die meisten von ihnen wollen studieren. Da eine Senkung der Qualifikation nicht sinnvoll erscheint, gibt es jetzt berlegungen, Bewerber mit mittlerer Reife zu bernehmen, die dann innerhalb des Polizeidienstes ihr Abi machen. Die niederlndische Polizei hat schon seit den 1980er Jahren Programme fr interkulturelle ffnung, aber nur wenig erreicht  offenbar weil die Atmosphre fr die Minderheitsangehrige berhaupt nicht stimmt.
  
pf: Was meint das Konzept?
  
Terkessidis: Es geht um ein Programm der Interkultur, nicht nur  wie frher oft bei interkultureller ffnung  um die Schulung der einheimischen MitarbeiterInnen in interkultureller Kompetenz. Es braucht eine neue Passung zwischen der Bevlkerung und den Institutionen. Diese Passung stelle ich her, indem ich auf der negativen Seite Diskriminierung bekmpfe und auf der positiven Seite Barrierefreiheit herstelle, also freie Zugangs- und Bewegungsmglichkeiten. Das bedeutet: Mehr Leute mit Migrationshintergrund mssen in die Institutionen hinein. Dann muss sich die Organisationskultur verndern. In Institutionen gibt es gewhnlich eine Idee davon, wer eine privilegierte Position einnehmen soll und wer nicht. Mit Betriebsverfassungen, Corporate Codes, versucht man etwa in US-Unternehmen die unsichtbaren Regeln transparent zu machen, so dass alle sich wohlfhlen. Der dritte Punkt betrifft die Rumlichkeiten. Wie mssen sie beschaffen sein, dass es keine Schwellen gibt und sich alle in ihnen wiederfinden. Die Stadt Stuttgart verlangt brigens von allen Trgern, die stdtische Gelder erhalten, dass sie Diversity-Management machen  auch die Caritas. Das finde ich sehr gut  fr die anstehenden Vernderungen braucht es etwas Druck.
  
pf: Vielen Dank fr das Interview!

Dr. Mark Terkessidis war von 19921994 Redakteur der Zeitschrift Spex. Er ist Mitherausgeber des seinerzeit fr die deutschsprachige Diskussion ber Popkultur wegweisenden Buchs Mainstream der Minderheiten (1996) und Mitbegrnder des Institute for Studies in Visual Culture (ISVC) in Kln (2000). Sein aktuelles Buch Interkultur kann der Interviewer, Thomas Lohmeier, nur empfehlen. 




demokratie statt integration?

Streitgespräch über die Sinnhaftigkeit des Sprechens von Integration




   
Im Rahmen der Veranstaltung „Kulturkämpfe – Von der neuen Bürgerlichkeit zum Sozialrassismus?“ der Zeitschrift PROKLA entwickelte sich unter den PodiumsteilnehmerInnen David Salomon, Juliane Karakayali und Jürgen Link eine Debatte über den Aufruf „Demokratie statt Integration”.
  
Moderator: In der taz wurde vor kurzem der Aufruf „Demokratie statt Integration veröffentlicht“. In ihm wird für eine Abwendung vom Integrationsbegriff plädiert. Juliane, du hast den Aufruf unterschrieben. Warum?
  
Juliane: Der Integrationsbegriff ist ein ordnungspolitischer. Und für die, an die er adressiert war, war er mit Kontrolle, Forderungen und Sanktionen verbunden. Wenn man sich die letzten zehn Jahre anschaut, dann sieht man viele migrantische Gruppen, die eine Kampfansage an den Integrationsbegriff formuliert haben. Das fing mit Kanak Attak an, wird aber mittlerweile auch von manchen DGB-Ortsverbänden so gesehen.
  
Moderator: Warum hast du nicht unterzeichnet, Jürgen?
  
Jürgen: Im Text wurde argumentiert, ich überspitze, man muss den Begriff „Integration“ der Gegenseite überlassen. Polemisch gesagt, will man den Rassisten diesen Begriff schenken, statt zu schauen, ob man auf diesem Terrain kämpfen kann. Interessant finde ich, dass die taz den Titel des Aufrufs offenbar selbständig in „Nein zur Ausgrenzung“ geändert hat. Diese Intention teile ich natürlich.
  
David: Allgemein halte ich auch nichts davon, problematische Begriffe nur wegen einer politischen „Correctness“ auszutauschen. Man schleppt die Probleme nur weiter mit. Ich mag Begriffe, die man dekonstruieren muss, um zu einer brauchbaren Bedeutung zu kommen.
  
Moderator: Du hältst den Integrationsbegriff also für unproblematisch?
  
David: Nein, ich finde ihn problematisch, weil er das, worin integriert werden soll, unkritisierbar voraussetzt. Außerdem wird er – wie die Sarrazin-Debatte zeigt – sogar wieder in einem biologistischen Kontext benutzt. Etwas schwieriger wird es bei der Frage einer sozioökonomischen Integration. Da könnte man schon sagen, der Integrationsbegriff sei als sozialpolitischer Begriff geeignet, um das Problem des Ausgeschlossen-Werdens aus der Produktionssphäre der kapitalistischen Gesellschaft zu beschreiben. Aber auch hier ist der Begriff problematisch, weil man dann die kapitalistische Produktionsweise selbst nicht mehr kritisieren kann. Integration ist dann Integration in die vorgegebene Produktionsweise. Ich halte es daher letztlich für fraglich, ob man dem Integrationsbegriff eine produktive Bedeutung abtrotzen kann. Deshalb habe ich den Aufruf unterschrieben.
  
Jürgen: Ich sehe auch, dass weite Teile der Eliten in Politik und Medien den Integrationsbegriff in einem kulturrassistischen Sinne definieren, ihn mit Assimilation und Zwangsassimilation gleichsetzen. Das hat die Sarrazin-Debatte noch verstärkt. Aber wenn man genauer hinsieht, stellt man fest, dass der Begriff nicht einheitlich verwendet wird. Selbst in der SPD wird zwischen Assimilation und Integration unterschieden. Sie sagen: Nein zur Assimilation, also zur Forderung, dass Einwanderer ihre Identität völlig aufgeben sollen. Aber Integration, d.h. ein Aufeinander-Zugehen, soll es geben.
  
Juliane: Das stimmt zwar. Aber jedes Programm zur Integrationsförderung versteht etwas anderes unter dem Begriff. Mal geht es darum, dass die Leute mehr Deutsch lernen sollen, mal geht es um Berufsförderprogramme für junge MigrantInnen. Man kann sagen: Integration ist immer die Möhre, die hingehalten wird. Sobald man glaubt, dass man sie schnappen kann, wird sie weggezogen. Früher gab es kein Recht auf Einbürgerung. Jetzt gibt es das zwar, aber man muss hohe Sprachkompentenzen nachweisen. Das schreckt viele — insbesondere ältere — Menschen ab.
  
Jürgen: Richtig! Der Skandal der Integrationsdebatte ist, dass die Frage der Sprache nie behandelt wird. Mehrsprachigkeit für alle muss unser Motto sein. Das ist Integration im positiven Sinne. Auch die „eingeborenen“ deutschen Kinder müssen mehrsprachig sein, weil sie sowieso auf der Straße anders sprechen als sie in der Schule schreiben müssen. Und dann sollen sie noch Englisch lernen. Beim Integrationsbegriff muss ich dir aber widersprechen. Wenn wir ihn aufgeben, kapitulieren wir. Wir würden uns aus allen politischen Verhandlungen ausklinken, weil es ja um Integration geht. Wenn es also eine Chance gibt, ihn anders zu definieren und ihn in Gegensatz zur Assimilation zu stellen, dann müssen wir diese Chance nutzen.
  
Juliane: Du unterstellst die Fähigkeit zum sachlichen Diskurs. In dieser Debatte ist Sachlichkeit aber nicht gefragt. Da können wir noch so sehr versuchen, Argumente zu liefern, Zahlen nachzuarbeiten oder auf Studien zu verweisen, die etwas anderes sagen. Das will doch keiner hören. Insofern ist der Versuch, darauf hinzuweisen, dass Integration eigentlich etwas anderes meint, hoffnungslos.
  
Jürgen: Ein anderes Beispiel: Der Begriff der Demokratie wird von den Herrschenden auch in einem Sinne definiert, wie wir ihn nicht akzeptieren können. Deshalb sagen wir doch auch nicht, Demokratie ist eure Sache. Oder sollen wir sagen „Sozialismus statt Demokratie”? Es gibt zudem auch einen diskurstaktisch guten Ansatz: Der Begriff der europäischen Integration hat mit Assimilation nichts zu tun. Wo kämen „wir“ Deutsche denn hin, wenn Englisch zur einzigen europäischen Sprache gemacht würde. Im europäischen Kontext funktioniert der Begriff „Integration“ also auch offiziell eindeutig im Sinne der Wahrung von Pluralität und kultureller Autonomie, also Multikultur. Daran sehen wir doch: Wir können diesen Begriff im positiven Sinne definieren.
  
David: Ich halte es auch für wichtig, vorfindliche Diskurse zu beeinflussen. Dabei darf man sich sogar auf begrifflich schwammiges Terrain einlassen. Aber man muss aufpassen. Ein Beispiel: Vor ein paar Jahren wurden Mittelvergaben an den Begriff Rechtsextremismus gekoppelt. Jetzt erleben wir eine Explosion des Extremismusbegriffs, bei dem rechts, links, fundamentalistisch und was weiß ich noch zusammengeschmissen wird. Plötzlich muss man sich auf diesen Sprech einlassen, wenn man Mittel haben will. Gerade der Extremismusbegriff, wie die ihm zugrunde liegende Totalitarismusdoktrin, wurde in den Sozialwissenschaften ja bereits hinreichend problematisiert. Zumindest in der kritischen Sozialwissenschaft konnte man Mitte der 1990er Jahre noch nicht vom „Rechtsextremismus“ sprechen. Das ist gekippt, weil man sich auf diese Begriffe eingelassen hat. Letztlich hat die sozialwissenschaftliche Debatte gegenüber der ökonomischen Mittelvergabe verloren. Jetzt nimmt diese Extremismusdebatte einen bedrohlichen Verlauf. So etwas kann auch im Integrationsbegriff lauern, der hierzulande ja grauenvoll kulturalistisch aufgeladen ist. Wir müssen daher überlegen, welche anderen Begriffe können wir nutzen, wenn es um Teilhabe, Rechtsgleichheit und säkulare Öffentlichkeit geht.
  
Juliane: Jürgen, ich will auf dein diskurstaktisches Argument, also auf die gramscianische Frage eingehen, ob man sich in einen Stellungskrieg oder einen Bewegungskrieg begeben soll. Ich finde, wir müssen uns nicht für das eine oder das andere entscheiden. Aber in der gegenwärtigen Situation sehe ich keine Veranlassung meine Energie darauf zu verwenden, den Begriff Integration zu verteidigen. Letztlich ist die Integrationsdebatte überflüssig. Denn wenn wir über Arbeitslosigkeit reden wollen, dann brauchen wir keine Integrationsdebattte, sondern eine Debatte über Sozialpolitik, wenn wir über Frauenrechte reden wollen, dann brauchen wir eine über Emanzipationspolitik, wenn wir über Bildung reden möchten, dann müssen wir über neue Schulformen sprechen. Insofern ist die Frage, was wir mit dem Integrationsbegriff überhaupt gewinnen können?
  
Jürgen: Noch ein Beispiel: Eine Organisation von EinwanderInnen, die für ein Projekt Geld beantragt, kann doch nicht einfach den Aufruf „Demokratie statt Integration“ auf den Tisch legen. So kriegt sie kein Geld. Wir brauchen also die Möglichkeit, den Integrationsbegriff in einem anderen Sinne zu verwenden, z. B. im Sinne von Mehrsprachigkeit für alle. Wenn wir den Begriff von vornherein ablehnen, dann weiß ich nicht, welche Taktik du dann vorschlägst? Sollen die auf Förderungen verzichten?
  
Juliane: Zugestanden, wenn man Geld haben will, wird man den Begriff benutzen müssen. Aber das kann nicht dazu führen, dass wir ihn selber weiter tragen. Wir diskutieren hier ja die Frage nach unserer politischen Strategie. Und da sage ich: Wir dürfen uns niemals auf unsere Gegner zu bewegen. Letztlich ist der Integrationsbegriff doch der Schlachtruf unserer Gegner. Wir müssen vielmehr versuchen, diejenigen die ihn ablehnen, als Gegenbewegung zu formieren. Und das wollen wir auch mit unserem Aufruf sagen: „Uns ist es egal wie ihr eure Gelder vergebt. Wir wollen damit nichts zu tun haben.“
  
Jürgen: Du willst den Begriff nach außen verwenden, nach innen aber bekämpfen? Dagegen möchte ich noch mal klarstellen: Wenn Integration für alle gleich Zwangsassimilation wäre und nicht im Sinne von Reziprozität verstanden werden könnte, dann und nur dann müsste man ihn frontal bekämpfen, statt um ihn zu kämpfen – und dann natürlich sowohl nach innen wie nach außen.
  
Juliane: Ich gebe ja zu, dass es strategisch notwendig sein kann, den Begriff zu benutzen. Aber das steht grundsätzlich dem eben gesagten nicht entgegen. Wir dürfen uns nicht anpassen, sondern müssen diejenigen sammeln, die eine politische Gegenmacht aufbauen wollen.
  
Jürgen: Noch eine Sache zum Schluss: Der Begriff der Parallelgesellschaft kommt im Aufruf nicht vor. Dabei wird mit ihm Ausgrenzung betrieben. Den müssen wir verteidigen. Jedes Einwanderungsland braucht Parallelgesellschaften!
  
David: Genau. Die Frage ist sogar, ob eine gewisse Form von Parallelität nicht sogar konstitutiv für eine Gesellschaft ist. Klarer wäre daher wohl der Begriff „Parallelgemeinschaften“! Beim Integrationsbegriff ging es aber darum, ob man ihn kritisch aufladen kann, ob man ihn so verstehen kann, dass die Parallelgemeinschaften sich doch in einer Öffentlichkeit treffen, auseinandersetzen und die Konflikte der antagonistischen Gesellschaft austragen. Wenn man ihn aber ohne Problembewusstsein gebraucht, ist sowieso alles verloren. Ich glaube, dass der Aufruf auch die Funktion hat, die Debatte kontrovers zu halten und zu zeigen, dass mit dem Begriff ein Problem verbunden ist.

 
David Salomon ist Autor und Wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Universität Marburg (Didaktik der Politischen Bildung).
  
Juliane Karakayali ist Soziologieprofessorin an der Evangelischen Fachhochschule Berlin und Aktivistin im Netzwerk Kritische Migrations- und Grenzregimeforschung (kritnet)
  
Jürgen Link ist emeritierter Professor für Literaturwissenschaft an der Universität Dortmund und Herausgeber der Zeitschrift „kultuRRevolution“.
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sarrazin und kein ende.

Oder: Warum sein &#8222;Fall&#8220; für die Linke von strategischer Bedeutung ist.

Dr. Thomas Seibert

Für sich genommen ist Thilo Sarrazin ohne jedes Interesse. Wenn sein „Fall“ dennoch unbedingt ernst genommen werden muss, dann weil die Linke nur von ihm her die Alternative formulieren kann, mit deren Wahl oder Abwahl sich die Gesellschaft nach links oder nach rechts entscheiden wird. Relevant sind deshalb auch nicht die Auslassungen des Volks-Wirts, sondern das Versagen der SPD-Führung, ihm angemessen zu antworten. Statt Sarrazin politisch so unmissverständlich zu widersprechen, dass er von sich aus das Weite gesucht hätte, flüchtete die SPD im ersten Zug ins im Kern unpolitische Parteiausschlussverfahren. Verschreckt durch die Deckung, die Sarrazin aus der eigenen Basis gewährt wurde, verzichtete sie im zweiten Zug dann aber noch auf die bloß bürokratische Klarstellung und war sich dabei nicht zu schade, vom Fortschritt auf einem „klugen Weg“ (Andrea Nahles) daherzufaseln. Im dritten Zug setzte der Parteivorstand schließlich den Blinker zur anderen Seite und verordnete den Führungsgremien eine Migrant/innenquote von 15%. Allerdings blieb man auch da unfähig zur politischen Positionierung und sicherte die Mehrheit nur im „Basta!“-Stil Schröders. Sarrazins Kommentar: „Je migrantischer diese Leute eingestellt sind, desto weniger neigen sie dazu, Probleme oder Schwierigkeiten objektiv zu sehen.“ Dabei gab er noch einmal zu Protokoll, dem Parteivorstand gegenüber „kein Wort von den Aussagen seines Buches zurückgenommen“ zu haben (taz, 05.05. 2011).  
Der Kern des Problems
  
So erbärmlich der freie Fall der SPD-Führung in einen kaum weiter zu entleerenden Opportunismus und so widerwärtig jede Wortmeldung des noch-immer-sozialdemokratischen Rassen- und Klassenkämpfers ist: der politische Punkt der peinlichen Posse liegt in dem Faktum, dass laut aktueller Forsa-Umfrage 49% der SPD-Wähler/innen dem Verbleib des Kerls in der Partei aus vollem Herzen zustimmen. Zu ihnen sind dann die Wähler/innen der politischen Rechten, ein vermutlich nicht allzu geringer Teil der Wähler/innen der LINKEN und schließlich eine erhebliche Schar aus der wachsenden Menge der Nicht-Wähler/innen hinzuzurechnen. Zählt man das zusammen, wird deutlich, wie schnell es hier ebenso zugehen kann wie in den europäischen Ländern, in denen offen rassistische Formationen wie die „Wahren Finnen“, Front National, die Freiheitlichen, Fidesz oder die Lega Nord längst zu den stärksten der Parteien gehören. Soweit die Lage.
 
Sofern im Opportunitätskalkül der SPD jenseits der verzweifelten Sorge um Amt und Gehalt ein politischer Rest verbleibt, liegt dessen Bedeutung in dem Umstand, auch in den Gewerkschaften und von vielen LINKEN und Grünen geteilt zu werden. Leitend ist dabei die Annahme, das Aufkommen eines organisierten Rassismus durch pädagogische Vorab-Einbindung zu verhindern: Man will „die Leute“ nicht verschrecken, sondern durch volks-parteiliches „Abholen“ an der Drift nach rechts hindern. Dem dient dann auch die Teilnahme an der „Integrations“-Debatte – an der sich deshalb auch der Widersinn der ganzen Strategie aufweisen lässt. Denn tatsächlich zielen die Machttechnologien der „Integration“ allein darauf, widerständige Subjekte durch zuletzt auch strafrelevante Identifikation als „nicht-integriert“ oder gar „integrationsunwillig“ vom funktions- und verwertungsfähigen Teil der hier lebenden nicht-deutschen Menschen auszusondern und dann der Sonderbehandlung zuzuführen – wobei der Unterschied zwischen „fordern und fördern“ vom konkreten Verhalten der „Einzeltäter/in“ abhängt und deshalb gern auch unter Mitwirkung ausgesucht wohlintegrierter Einwander/innen entschieden wird.
  
Was tun?
  
Wenn die „Integrations“-Debatte im „Fall Sarrazin“ ihr Geheimnis offen legt, dann deshalb, weil sie nicht nur die eigensinnige Logik rassistischer Ausgrenzung anzeigt, sondern auch deren Einpassung in das allgemeine Funktionieren neoliberaler Disziplin und Kontrolle. Denn tatsächlich wird an den „nicht-integrierten“ und „integrationsunwillen“ Migrant/innen eingeübt, was in selbstverständlich gradueller Abstufung allen drohen wird, die nicht verwertet werden können: Wer gar nicht passt, fällt raus, alle anderen werden je nach Dienstbarkeit gefördert und/oder gefordert. Für die allgemeine Zustimmung zu diesem Verfahren sorgt der neoliberalisierte Nationalismus, der die Zugehörigkeit zur Nation primär am Leistungswillen festmacht und arbeitsfähige Einwander/innen deshalb ebenso einschließen kann wie er sozialschmarotzerische Blutsdeutsche nötigenfalls ausschließen wird. Schon von daher wurden Sarrazins Ausflüge in die Genetik von der breiten Anerkennung seines „Problembewusstseins“ ausdrücklich ausgenommen.
 
Von links her kann das Ko-Funktionieren von neoliberaler Kontroll- und rassistischer Ausgrenzungsgesellschaft nur im solidarischen Bezug auf die migrantische Erfahrung zurückgewiesen werden: Nicht, um Migrant/innen zum emanzipatorischen Subjekt oder auch nur zu „besseren Menschen“ zu romantisieren, sondern weil die Verteidigung und mehr noch die Durchsetzung ihrer Rechte der strategische Ausgangspunkt wie die strategische Probe einer Demokratisierung der zunehmend autoritären Verhältnisse sind. Dies ist so, weil sich in der Zurückweisung des „Integrations“-Zwangs der Zusammenschluss von Demokratie- und sozialer Frage zum Zusammenschluss des Kampfs um bedingungslose Bürger/innenrechte mit dem Kampf um bedingungslose soziale Rechte konkretisiert: Allein der freie und gleiche Zugang zur Bürger/innenschaft garantiert die Allgemeinheit der sozialen Rechte. Wenn über die migrantische Erfahrung zugleich gezeigt werden kann, dass der Bogen zu erkämpfender sozialer Rechte vom bedingungslosen Existenzgeld für definitiv alle Bürger/innen über den allgemeinen Mindestlohn und die progressive Arbeitszeitverkürzung bis zur gesellschaftlichen Verfügung über die öffentlichen Güter reichen muss, dann ist auch das kein Zufall, sondern in neoliberaler Lage der einzige Abzweig nach links.
  
Dr. Thomas Seibert ist Philosoph und Vorstandssprecher des Instituts Solidarische Moderne.





antirassismus konkret

Vorschläge für Uni, öffentlicher Dienst und Stadtpolitik

Kathalin Gennburg, Grada Kilomba, Alexander Haas
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vom winde verweht: antirassistische Stadtplanung 
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Katalin Gennburg
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	Katalin Gennburg
	

Die Stadt ist der Funktionsraum einer rassistischen Gesellschaft. Schon die Stadtsoziologen der Chicago School of Sociology befanden, dass die Stadt sich in soziale und funktionale Rume aufteilen lsst. Durch Segregationsprozesse, also Verdrngungsprozesse, entstehen stdtische Rume jeder Preisklasse. Von der Brcke bis zum Penthouse. Seit den 90ern wird der Stdtediskurs durch den von Ruth Glass geprgten Begriff Gentrification wiederbelebt. Man meint fast, dies sei der Inbegriff stdtischen Rassismus. Zwar spiegeln sich in dem Begriff Gentrification gesellschaftliche Prozesse wieder, die rassistisch sind, allerdings ist Gentrification nur insofern gleich Rassismus, wie es rassistisch ist, dass der Wind auch ber Fabriken gen Osten weht und Armenviertel deshalb fast immer stlich der Industrieflchen existierten. Spannender wird es aber, wenn eine Stadt von Katastrophen betroffen ist. Der Hurrikan Katrina 2005 machte New Orleans zu einer City of Whites and Riches. Obwohl einem Hurrikan keine rassistischen Motive unterstellt werden knnen, wurden vor allem Arme und Nicht-Weie Opfer des Sturmes. Der Begriff Vulnerabilitt beschreibt in der Stadtforschung die Verwundbarkeit Armer in Katastrophenszenarien. Zu New Orleans wei man heute, dass einkommensstarke EinwohnerInnen nicht am Meer wohnen, weil sie von der stndigen Katastrophengefahr wussten, whrend die Flchen in Kstennhe zeitgleich billig genug fr die Armen waren. So sind es stlich von Industrieanlagen gelegene Wohnquartiere, Siedlungen in Kstennhe oder auch das Leben auf der Erdspalte. Deshalb geht es neben Gentrification um die Flchenverteilung und konomisierung ffentlichen Eigentums. Ein gutes Leben fr alle fngt bei Flchennutzungsplnen an.
  
Katalin Gennburg studiert Historische Urbanistik am Center for Metropolitan Studies der TU Berlin und arbeitet als Tutorin im Bereich Stadt- und Regionalsoziologie.
  
quo vadis, quote? fr zielquoten im ffentlichen dienst
 
Alexander Haas
 
Menschen mit Migrationshintergrund sind im ffentlichen Dienst unterreprsentiert. Einzelne Kampagnen zur Erhhung des Migrant_innenanteils bei Nachwuchskrften reichen nicht. Es bedarf effektiver Instrumente, damit ein Recht auf diskriminierungsfreien Zugang zum Beruf durchsetzbar wird. Kann die Frauenquote ein Vorbild sein? Eine zweite blo einzelfallbezogene Quote einzufhren ginge schief: Wer wrde befrdert, die Frau ohne oder der Mann mit Migrationshintergrund? Stattdessen sollten die verschiedenen Diskriminierungsmerkmale nicht weiter isoliert betrachtet werden. Die Diskriminierung muslimischer Frauen mit Migrationshintergrund ist eben etwas anderes als eine bloe Addition von rassistischer, sexistischer und glaubensbezogener Diskriminierung. Zweitens brauchen wir durchsetzungsstarke Instrumente nicht nur fr die Besetzung einzelner Stellen, sondern fr die Personalpolitik einer Behrde insgesamt. Mit merkmalsbergreifenden Antidiskriminierungsplnen knnten der Verwaltung u.a. verschiedene verbindliche Zielquoten vorgegeben werden. Sie zu verfehlen zge Sanktionen nach sich. Vorteil dieser Regelung: Bei der bestehenden Frauenquote konzentrieren sich unwillige Vorgesetzte darauf zu begrnden, warum eine Bewerberin nicht gleichwertig qualifiziert ist. Bei der Zielquote ist es Aufgabe der Personalverantwortlichen, dann eben eine der zweifellos vorhandenen mindestens gleichwertig qualifizierten Frauen bzw. Personen mit Migrationshintergrund anzusprechen und fr eine Bewerbung zu gewinnen.
  
Alexander Haas ist Jurist und setzt sich als Gewerkschaftssekretr des DGB Berlin-Brandenburg fr einen diskriminierungsfreien ffentlichen Dienst ein.
   
institutionalisierter rassismus und die universitt
 
Grada Kilomba
 
Der Begriff des institutionalisierten Rassismus verweist darauf, dass es sich nicht um ein ausschlielich ideologisches, sondern um ein institutionelles Phnomen handelt. Institutionen, wie Bildungseinrichtungen, haben Muster der Ungleichbehandlung in Alltagsroutinen, die Interessen, Bedrfnisse, Ansprche, Anliegen und Perspektiven von Weien privilegieren und Schwarze Menschen und People of Color erkennbar benachteiligen. Realitt an deutschen Universitten ist, dass akademische Fragestellungen, Paradigmen, Methoden, Ziele und Programme die politischen Interessen der weien Mehrheit reprsentieren. Die Arbeiten von Schwarzen Forscher_innen bleiben daher oft auerhalb des universitren Kontextes. Die herrschenden Strukturen definieren nicht nur, was als Wissenschaft anerkannt wird, sondern auch wem Glauben zu schenken ist und wem vertraut werden kann. Das bezieht sich sowohl auf Arbeiten als auch auf Individuen im akademischen Kontext. So lange Schwarzen Menschen und People of Color Fhrungspositionen in den Universitten verweigert werden, verbleiben Vorstellung darber, was Wissen, Wissenschaft und Lehre sind, exklusives weies Eigentum. Nur indem wir neue Rume fr alternative Wissenskulturen und Wissenspolitiken ffnen, knnen wir die Universitt dekolonisieren. Das wre ein wundervolles Ereignis, schlielich leben wir im 21. Jahrhundert und mssen uns dringend ber die kolonialen Strukturen hinaus bewegen.
  
Grada Kilomba ist Schriftstellerin, Autorin des Buches Plantation Memories. Episodes of Everyday Racism und als Dozentin mit dem Schwerpunkt postkoloniale Theorie ttig. 




eine utopische rettung

Geschlechterverhältnisse und Parteiform

Etienne Balibar

Man muss auf den Beginn einer Diskussion über die Parteiform als historische Form zurückkommen. Auf der einen Seite haben wir den Umstand, den man die Vergeschlechtlichung der Kämpfe nennen könnte: insbesondere die Männlichkeit der Formen der Arbeiterkämpfe (Streik, Aufstand), aber auch die Rolle der unerlässlichen Unterstützung, welche die Frauen spielen, materiell, moralisch, und emotional — den Streikenden Nahrung und Trost bringen, ihren Heroismus bewundern. Auf der anderen Seite haben wir die Formen des maskulinen Monopols in der politischen Repräsentation.1 Man wird so weit gehen, dass die Parteiform, in der sich die Politik als Formierung eines kollektiven Willens organisiert, ebenfalls intrinsisch eine historische Konfiguration anthropologischer Differenzen ist, genauso was die Trennung zwischen Hand- und Kopfarbeit angeht (wie Gramsci sie studiert hat) als auch, was die Geschlechterdifferenz betrifft (die Gramsci vernachlässigt hat). Der Schlüssel zur Analyse des Parteikommunismus ist die Dialektik zwischen den Funktionen einer Gegen-Gesellschaft und der Strategie einer Gegen-Macht.  
Gegen-Gesellschaft
  
Gegen-Gesellschaft meint, dass in den nationalstaatlich bestimmten Bedingungen das Ensemble der Widerstandsformen und ihrer Transmissionsriemen (Gewerkschaften, Jugendorganisationen, Kulturvereine, Gemeinden) ein Modell für die Sozialisation der Individuen schafft, die sie in Opposition zur bürgerlichen Sozialisation bringt und eine relativ separierte Bildungs- und Klassenkultur entwickelt. Die äußerste Basis dieser Reproduktion –ist die „Familie des Arbeiters“ im doppelten Sinne des Genitivs: Die Arbeiterfamilie, aber auch die Familie, die dem maskulinen Arbeiter „gehört“ (und mit der ihm auch seine Frau „gehört“).2 Deshalb schließt die soziale Struktur in den kommunistischen Parteien die Frauen von der direkten politischen Aktion, in jedem Fall von der Entscheidung aus. Nichts verwundert daran, dass die Bedingungen der Parteiform mit dem Feminismus in seinen unterschiedlichen Spielarten radikal inkompatibel ist, da der Feminismus mit der Infragestellung dieser Rolle der Reproduktion kollektiver Werte beginnt, die den Geschlechtern zugeordnet werden.
  
Gegen-Macht
  
Gegen-Macht hat eine andere Bedeutung: Das ist die Fähigkeit der Partei sich dem Staat und der herrschenden Klasse durch eine autonome politische Führung entgegenzustellen. Lenin hat diese Form als organische Kombination von Wissenschaft und Organisation theoretisiert. Historisch kulminiert diese Kombination in der Figur des Arbeiterführers, der zugleich Theoretiker und Organisator ist. Und ich vermute, dass man leicht zugestehen wird, dass in dieser Figur die beiden Aspekte der Repräsentation, die typisch maskulin sind, zusammenlaufen. Doch freilich gab es Frauen, die sich den Zugang zu diesem Club der Theoretiker und Organisatoren erkämpft haben, die Bemerkenswerteste und Tragischste war Rosa Luxemburg. Die Gegen-Macht ist nicht die Gegen-Gesellschaft, sondern das Resultat der Gegenmacht-Strategien, die sich auf Formen der Gegen-Gesellschaft stützen. Das heißt, dass die real existierenden kommunistischen Parteien sich sehr wohl auf spezifische Formen des Patriarchats und der intellektuellen „Patriarchie“, der Verstärkung der Familienstruktur und der Unterwerfung der Frauen unter eine „rational“ männliche Autorität, genauso wie auf eine Brüderlichkeit der Militanten (der „Genossen“), deren Nutznießer „natürlicherweise“ Männer waren, gestützt haben. Deswegen waren die Frauen in ihrer subalternen Position an der Basis eingeschlossen und von den Entscheidungszentren ausgeschlossen (oder in exzentrische Positionen platziert). Allerdings gibt es noch ein Problem: Die Gegen-Gesellschaft ist nicht wirklich außerhalb der bürgerlichen Gesellschaft und sie selbst trägt zur ihrer Entwicklung bei. Aber vor allem stellt das kommunistische Ideal oder allgemeiner die Idee einer Revolution, welche die gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnisse in all ihren Formen umwirft, einen widersprüchlichen Gärstoff innerhalb von politischen Organisationen her. Noch spekulativer kann man sich die Frage stellen, wie man sich die Antizipation des Kommunismus vorstellen kann, als kollektive Emanzipation, innerhalb einer Bewegung und in Institutionen oder Organisationen, die ihn vorbereiten. Das ist die ganze Frage der Selbst-Instituierung des Kommunismus durch die Kommunisten selbst, in ihren Organisationsstrukturen, im Hinblick ihrer revolutionären Verallgemeinerung auf die gesamte Gesellschaft, die aus dem Ausdruck „kommunistische Partei“ ein Oxymoron macht, oder die Einheit der Gegensätze. Wie Lenin einst über den „Staat als Nicht-Staat“ sprach, müsste man über eine „Partei als Nicht-Partei“ reden. 
  
Der Feminismus: Utopische Rettung des Kommunismus
  
Wenn man annimmt, dass die Parteiform im Sinne des Abschlusses ihres historischen Auftrags nicht absolut „beendet“ ist, könnte man sagen, dass der vom historischen Kommunismus zurückgewiesene Feminismus dennoch auf bestimmte Weise seine historische Rettung geworden ist. Ich komme hier auf eine Formulierung zurück, der ich mich an anderer Stelle bedient habe, um zu zeigen, dass vom politischen Standpunkt aus das Wichtige weniger darin besteht eine Definition des Kommunismus als gegenteiliges Bild der gegenwärtigen Gesellschaft zu liefern, als auf die Frage zu antworten: „Wer sind die Kommunisten heute?“, und: „Was machen sie“?3 Eine der möglichen Antworten heißt, dass die „Kommunisten“ heute die „Feministen“ sind, egal ob sie sich dafür halten oder nicht, da die Feministen zum historischen Kommunismus ein Supplement demokratischer und revolutionärer Politik hinzufügen: Ein Supplement, von dem er immer dachte, das er es nicht brauche, weil er sich für selbsterfüllend hielt, aber ohne das er sich nicht mehr rekonstituieren kann (obwohl er sich vielleicht in Zukunft in der einen oder anderen Konjunktur als Bestandteil in einer neuen Politik verstehen wird und nicht als Figur ihrer Einheit). In diesem Sinne schlage ich vor, die Feministen als utopische Rettung zu betrachten. Was sie machen ist entschieden unvereinbar mit der Schließung, welche der Idee der Partei zugrunde liegt oder wenigstens mit der historischen Repräsentation der Partei als kollektiver Politik, aber auch als „abgesondert“ und „homogen“. Zurückgeworfen auf ihre Klassenbestimmung, wird die Perspektive einer revolutionären Hegemonie unvermeidbar zum Imaginären der Reinheit, wo die Geschlechterdifferenz ein Überbleibsel anthropologischer, moralischer und sozialer Unreinheit abgibt. Aber wenn ich utopische Rettung für den Kommunismus sage, denke ich genau an diese Desorganisierung selbstreferentieller Organisationsformen, die gleichzeitig die Frage wieder aufruft, wie politische Praxis als solche jenseits von veralteten Zielen und historisch sedimentierten Formen möglich ist.
  
Etienne Balibar ist Philosoph und emeritierter Professor an der Universität Paris-Nanterre. Wir dokumentieren Auszüge aus seinem Vortrag „Le genre du parti: Féminisme et communisme: un recours utopique?“, den er 2010 auf einem Kolloquium zu Ehren der Gründerin von il manifesto, Rossana Rossanda, gehalten hat.
  
Anmerkungen
  
1 Geneviève Fraisse: Les Deux gouvernements: la famille et la Cité, Folio Gallimard, 2000.
  
2 Françoise Duroux, La famille des ouvriers, thèse de doctorat soutenue en 1982 à l’Université de Paris VII (Groupe de sociologie du travail).
  
3 E. Balibar: Remarques de circonstance sur le communisme, Actuel Marx, n.48, 2010.




antirassismus praktisch

Do-it-yourself für PolitikerInnen der LINKEN und anderer Parteien



PolitikerInnen, die es mit „Menschen mit Migrationshintergrund” gut meinen, wollen sie integrieren. Doch wir wollen niemanden integrieren. Wohin auch? Was wäre denn bitte deutsch, selbst wenn wir es voraussetzen wollten? Leben in Berlin-Kreuzberg, mit türkischem Gemüsehändler, Bio-Laden und Demo zum 1. Mai? Oder bayrisches Dorfleben mit katholischer Fronleichnamsprozession, Schuaplattler und Maibaum? Wir setzen auf Inklusion statt Integration. Inklusion bedeutet mehr, als ungestört nebeneinander her zu leben. Inklusion bedeutet Auseinandersetzung und Konflikt, nicht Harmonie. Sie zielt auf Weiterentwicklung aller.  
Wir stellen einige praktische Vorschläge für eine Politik der Inklusion vor:
  
I. Wer hier lebt, ist deutsch
  
Alle auf deutschem Boden lebenden Menschen, können die deutsche Staatsbürgerschaft erhalten. Das Prinzip ist transparent und gerecht. Deutsche Stammbaumkunde wird konsequent abgeschafft. Doppelte Staatsangehörigkeit wird auch für Volljährige ermöglicht. Staatsbürgerschaft und Wahlrecht führen dazu, dass Menschen ihre Interessen gleichberechtigt artikulieren können, die gegenwärtig von demokratischen Entscheidungen ausgeschlossen sind.
  
II. Teilhabe spricht sich herum
  
Inklusion bedeutet Teilhabe. Ämter müssen deshalb die Sprache der Bevölkerung sprechen. Neben Deutsch gibt es weitere Amtssprachen. Bürger_innen können somit die Behördenkommunikation in allen EU-Sprachen führen. Die Kommunen können weitere regional häufig gesprochene Sprachen, etwa türkisch, arabisch oder japanisch, als Behördensprache zulassen. Formulare und Erläuterungen sind auch in diesen Sprachen erhältlich. 
  
III. Laizismus statt christlicher Fundamentalismus
  
Deutschland ist wie Italien oder der Iran ein fundamentalistisches Land. Selbst im stockkatholischen Spanien besorgt der Staat nicht der Kirche den Einzug ihrer Mitgliedsbeiträge. Damit er nicht andere ausgrenzt, beispielsweise Atheisten, Buddhisten oder Muslime, ist der Staat konsequent weltanschaulich neutral – das ist übrigens kein linkes, sondern ein liberales Konzept. Hieraus folgt: a) Staatliche statt konfessionelle KiTas und Schulen, die nicht- und andersgläubige Kinder ausgrenzen, b) staatliche Feiertage berücksichtigen verschiedene Religionen und Weltanschauungen – Weihnachten, Ramadan, Karneval, Pessach, Tag der Arbeit, Internationaler Frauentag, Tag der Menschenrechte. c) Religionsunterricht wird abgeschafft. Nur solange Religionsunterricht noch besteht, erhalten alle religiösen Weltanschauungen gleichen Zugang zur Schule. Schüler_innen dürfen also zwischen der Bekehrung durch Benedict XVI., Dalai Lama I. oder Kim Jong Il selbstbestimmt wählen.
  
IV. Bildung für alle und zwar gemeinsam.
  
Inklusion heißt, dass Kinder gemeinsam lernen. Statt Aufteilung der Schüler_innen gibt es eine Gemeinschaftsschule. Bildung gibt es deshalb nur „gemischt”: Keine Schulklasse und kein Studiengang ohne Migrant_innen, keine KiTa ohne biodeutsche Zwerge. In der KiTa und bei der Hochschulzulassung wird in beide Richtungen quotiert. Schulbezirke sorgen für gemeinsames Lernen von Jacqueline, Selim, Ho und Luis. Getrennt war gestern; ab sofort wird gemeinsam gelernt, und das gilt auch für den Sport-, Schwimm- und Sexualkundeunterricht.
  
V. Museum für Einwanderung
  
New York hat eins, London hat eines. Da sollte Berlin nicht fehlen: Ein Einwanderungs-Museum über die polnischen Arbeiter_innen im Ruhrgebiet, die Anwerbung so genannter Gastarbeiter_innen bis zu den Computer-Indern, mit Exponaten über Migrationsmotive und den Ressentiments der Eingeborenen. Wir haben auch bereits einen Ortsvorschlag parat: den Schlossplatz in Berlin-Mitte, wo einst der Palast der Republik stand.
  
VI. Quoten im öffentlichen Dienst
  
Inklusion zeigt Gesicht: Deshalb gibt es eine Quote im öffentlichen Dienst für Menschen mit Migrationshintergrund. Ob Polizei, Stadtverwaltung, Feuerwehr oder Schule – wir brauchen diese MitarbeiterInnen, damit deren Sichtweise im Behördenalltag präsent ist. Gleiches gilt für die Förderung von Personalkosten bei freien Trägern – ohne Migrant_innen-Quote nix Moos. Ein Beispiel dafür, dass Politik etwas verändern kann: Die rot-rote Berliner Landesregierung erhöhte mit einer Kampagne „Berlin braucht dich!” den Anteil Auszubildender mit Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst von 2% auf 15%. Applaus!
  
VII. Soziale Stadtteilpolitik
  
Die Arbeitsmigration der 60er Jahre war vor allem eine Migration der schlecht Ausgebildeten. Die wohlstandschauvinistische BRD war sich zu fein, die Drecksarbeit selbst zu machen. Dafür wurden Arbeiter_innen aus südlichen Ländern angeworben. Heute leben diese in ihren Stadtvierteln. Inklusion will aber durch gezielte Bebauungspolitik sozial und kulturell homogene Stadtteile verhindern. Gemeinsam leben heißt auch gemeinsam wohnen: Wir wollen die Vermietungspraxis der kommunalen Wohnungsgesellschaften deshalb so gestalten, dass migrantische Bewohner_innen Wohnkontingente bevorrechtigt erhalten, aber auch – umgekehrt – Anreize für den Zuzug biodeutscher Gartenzwerg-Aufsteller_innen in migrantische Viertel geschaffen werden.
  
VIII. Kein Zwangslager für Flüchtlinge
  
Noch immer werden Flüchtlinge ins Sammellager gesteckt. Das verhindert Inklusion. Besser ist: Sie erhalten Geld, um eigene Wohnungen anzumieten.
  
IX. Vereine für Migrant_innen öffnen, DIE LINKE „entdeutschen”
  
Engagement ist bisher stark an den Wohnort gekoppelt. Wer sich in Feuerwehren, Turnvereinen und Kirchen engagieren will, muss daher lang präsent sein. Die moderne Arbeitswelt basiert aber auf häufigem Wohnortwechsel. Linke Organisationen und Vereine müssen deshalb durchlässiger werden und attraktive Mitmach-Angebote für Migrierende unterbreiten; sie müssen ihre Bindung an die lokale, meist deutsche Bürger_innenschaft lösen und sich eher als globales Netzwerk verstehen. Praktischer Antirassismus bedeutet also auch für DIE LINKE und ihr Umfeld Veränderung. Aus eigenen „deutschen“ Politikstilen müssen internationalistische „Selbstverständlichkeiten“ entwickelt werden, die für migrantische Mitglieder attraktiv sind. Solche Organisationsformen überschreiten partiell die nationalen Grenzen oder verdeutlichen dies mindestens symbolisch. Regelmäßige Besuche zwischen Partnerparteigliederungen gehören ebenso dazu wie das Ernst nehmen von migrantischen Kandidaturen. Dies heißt auch, parteiinterne „Nützlichkeitskandidaturen“ (also die Kandidatur auf so genannten „Migranten-Tickets“) zu beenden und migrantische Mitglieder nicht für „Migrantenthemen“ oder bloß als (erhoffter) Wahlmagnet für bestimmte Milieus vorzusehen. Mitglieder der assoziierten Parteien der Europäischen Linken erhalten einen gegenseitigen automatischen Mitgliedsstatus: Hierdurch wird die Teilhabe dieser Mitglieder, wenn sie sich – ob dauerhaft oder vorübergehend – in der BRD aufhalten, praktisch ermöglicht. Landes- und Kreisverbände erhalten Sonderzuschüsse im Partei-Länderfinanzausgleich, wenn der migrantische Mitgliederanteil mindestens dem regionalen Bevölkerungsanteil entspricht. Parteitage könnten als Livestream simultan ins Englische, Arabische und Russische übersetzt werden. Statt langweiligem Kartoffelsalat und oller Bockwurst gibt es Smørrebrød und Tapas, statt Krombacher gibt es Rotwein und Guinness. Und statt Wichtigtuer-Small-Talk-Stehpulten stehen Backgammontische bereit – die prager-frühling-Redaktion erläutert gern die Grundzüge des Spiels am Rande des kommenden Parteitags.




wer repräsentiert wen in der szene?

prager frühling im Gespräch mit LesMigraS
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prager frhling: Die Lesbenberatung hat den hegemonialen Integrationsdiskurs vom Kopf auf die Fe gestellt. Nicht: Wie knnen sich unterschiedliche Menschen an Institutionen anpassen? Sondern: Wie mssen sich Institutionen ndern, um rassistische Ausschlsse zu vermeiden? Anti-Diskriminierungs- und Anti-Gewaltarbeit wird mittlerweile von einer unabhngigen migrantischen Struktur in der Lesbenberatung getragen. Wie kam es dazu?
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Saideh Saadat-Lendle: Wir haben uns vor 14 Jahren gefragt: Wieso sind lesbische Migrantinnen und schwarze Lesben als Kolleginnen und Nutzerinnen so unsichtbar? Gibt es keinen Bedarf? Holen sie sich woanders Untersttzung oder gibt es bei uns strukturelle Diskriminierungen, die dazu fhren, dass uns ein Teil unserer Zielgruppe nicht aufsucht. Wir haben angefangen, uns mit Strukturen auseinander zu setzen, die mehrfachzugehrige, lesbische und bisexuelle Frauen und Mdchen ausschlieen: z.B. unsere Personalpolitik, unsere Angebote, unsere Ressourcenverteilung und unsere Privilegien. Uns wurde gleich nach den ersten Veranstaltungen klar, dass die Mehrheit von Mehrfachdiskriminierungen betroffen ist. Das sind Rassismen in der Szene und in der Gesamtgesellschaft; Homophobie in Gesamtgesellschaft und Herkunftscommunities. Uns wurde klar, dass wir ohne Antirassismusarbeit keine Antigewaltarbeit leisten knnen, weil viele Lesben und Bisexuelle alltglich mit Rassismus konfrontiert sind und weil gerade auch von weien schwulen Verbnden immer wieder Migrant_innen-Communities sowie Lesben und Schwule gegeneinander ausgespielt werden, indem die Schuld fr Gewalterfahrungen der so genannten Migrant_innen-Comunity zugesprochen wird. Wir hielten es fr notwendig, Antirassismusarbeit in alle Bereiche unserer Arbeit zu integrieren.
  
pf: Sie haben in ihrem Gruwort zum zehnten Geburtstag von LesMigraS gesagt, dass es am Anfang dieses Diskussionsprozesses auch Befrchtungen gab. Welche?
  
Saadat-Lendle: Eine Frage von mir war: Gibt es die Offenheit, dass meine Kolleg_innen einen Teil ihrer Privilegien ablegen? Es gab begrenzte Finanzmittel. Bei Veranstaltungen gab es immer die Auseinandersetzung, was finanziert werden kann. Bei den wenigen finanzierten Veranstaltungen, haben wir darauf bestanden: Zwei Veranstaltungen mssen fr die Zielgruppe schwarze Lesben und lesbische Migrantinnen sein. Ein anderer Konflikt waren Stellenbesetzungen. Es gab Ressourcen, die wir aufteilen mussten und es war unklar, ob wir den Prozess aushalten. LesMigraS brauchte anfangs eine gewisse Selbstbestimmung, also hat sich auch die Struktur verndert. Da waren Befrchtungen und auch reale Konflikte.
  
pf: Was hat geholfen, diese Konflikte auszuhalten?
  
Saadat-Lendle: Was uns sehr untersttzt, ist, dass der Anspruch besteht: Wir wollen gemeinsam Antidiskriminierungs- und Antigewaltarbeit machen. Wir versuchen mit Konflikten mglichst offen umzugehen und haben jedes Jahr interne Fortbildungen. Darunter auch ein Antirassismus-Training, bei dem wir uns damit auseinander setzen: Was sind unsere Positionierungen, Privilegien und wie gehen wir damit um.
  
pf: Wie sehen rassistische Strukturen in der Szene aus?
  
Alice Stein: Es gibt die selben Strukturen wie berall in der Gesellschaft: Von Trpolitiken ber Kommentare und Blicke, die Queers of Color auf Partys erleben. Oder Beratungsangebote: Es passieren ja rassistische Angriffe auch in Beratungsstellen. Reprsentation ist ein groes Stichwort: Wer reprsentiert wen in der Szene? Wer wird vereinnahmt, wessen Themen werden vereinnahmt? Wer wird subsumiert? Aktuell beschftigen wir uns viel mit der Forschung zu Akzeptanz sexueller Vielfalt. Wie wird geforscht? Wie ein spezieller Tterkreis konstruiert? Wie werden Mehrfachzugehrige nicht gesehen oder in Forschungen vereinnahmt?
  
Saadat-Lendle: Diese Auseinandersetzung ist so alt wie LesMigraS. Das erste Konzept zum Thema Gewalterfahrungen von lesbischen und schwulen Migrant_innen kam vom Lesben- und Schwulen-Verband Berlin Brandenburg (LSVD). Der Inhalt: Migrant_innen-Communities haben eine patriarchale und homophobe Kultur. Lesben und Schwule mit Migrationshintergrund leiden darunter. Der LSVD hat dann ein Projekt vorgeschlagen, bei dem wir ihnen beibringen sollten, wie man die Community verndern kann. Dann wollten sie die Leute ausbilden und die Migrant_innen-Community verndern. Diese Form von Rassismus gibt es nach wie vor: diese Vorstellung einer Migrant_innen-Community. Dabei besteht sie selbst aus so vielen verschiedenen Communities  mit unterschiedlichen Ressourcen und ganz verschiedenen Auseinandersetzungen. Wenn ich mir die iranische Community in Berlin anschaue: Da gibt es tausende Frauen aus ganz unterschiedlichen Gruppierungen, mit sehr unterschiedlichen Zugngen zu Homo- und Transphobie. Ich kme nie auf die Idee, die als EINE Community zu betrachten.
  
pf: Sind Konzepte heute noch so stereotyp?
  
Saadat-Lendle: Wenn berhaupt Differenzierungen stattfinden, dann: DIE Araber oder DIE Muslime. Also wieder die Vorstellung einer einheitlichen Gruppe. Das zweite Problem sind Markierungen. Bei Homophobie, wird nur eine Gruppe markiert. Einmal im Jahr, beim Papstbesuch, beziehen sich Leute auf Homophobie von weien, christlichen Leuten. Bei arabischen Menschen wird diese Markierung stndig vorgenommen. LesBiSchwule Migrant_innen werden immer nur als Opfer homophober und transphober Gewalt ihrer Communities markiert. Die vielfltigen Erfahrungen werden nicht reprsentiert, sondern nur die Teile, die diese Stereotypisierung und Marginalisierung besttigen. Bei Kooperationen gibt es ein hnliches Problem. Es findet keine Kooperation und kein Austausch mit Lesbian, Gay, Bisexual und Trans of Color statt. Es wird ber sie gesprochen, nicht mit ihnen. Bis vor ein paar Jahren war die Vorstellung immer: WIR bringen DENEN was bei.
  
pf: Saideh Saadat-Lendle, Sie haben mal gesagt: Bis vor zehn Jahren wurde ber Diskriminierungsmechanismen in Migranten-Communities nicht gesprochen, weil Migranten nicht wichtig waren. Nun gibt es Forschungen wie die Simon-Studie. Sind sie Teil des Problems oder Nachholen des Versumten?
  
Stein: Teil des Problems, weil immer wieder diese Gruppe der homophoben Migrant_innen konstruiert wird. Es werden Einstellungsfragen und nicht Fragen nach konkreten Erfahrungen gestellt. Es werden suggestiv Ttergruppen parallel abgefragt. Dabei beziehen sich Fragen auf Sichtbarkeiten, die nicht explizit gemacht werden, z.B.: Wenn Sie an einer Bushaltestelle stehen, fhlen Sie sich von evangelischen Christen oder muslimischen Jugendlichen bedroht?
  
Saadat-Lendle: Der Arbeitskreis Jour Fixe Homosexualitt Frankfurt macht eine Umfrage mit dem selben Mechanismus. In dieser Umfrage wird nach: Vermuteter ethnischer Hintergrund der Tter/Tterinnen? gefragt. Antwortmglichkeiten sind: deutsche Herkunft und mit Migrationshintergrund. Dieser Fragebogen ist fr bestimmte Leute gemacht. Das sieht man auch in der Prsentation. Die Simon-Studie 2009 zeigt, dass 47 Prozent der deutschen mnnlichen Jugendlichen es abstoend finden, wenn zwei schwule Mnner sich auf der Strae kssen. Diese Aussagen finden aber in Szene und ffentlichkeit keine Thematisierung. Ich bin dafr, dass man Homophobie in verschiedenen Communities thematisiert  aber nicht in dieser Gegenberstellung und nicht einseitig. Diese Art von Forschung scheint gerade in vielen europischen Lndern, etwa in Frankreich, den Niederlanden und Belgien, ein Phnomen zu sein.
  
Stein: Das sind auch die Folgen eines Homo-Nationalism, also der Vorstellung: Wir verteidigen unser freies, modernes, westliches Europa gegen das konservative bse Andere. Vor dem Hintergrund, dass schon vor zwei Jahren die Studie von Herrn Simon kritisiert wurde, ist fraglich, warum er wieder mit einer neuen Studie beauftragt wurde. Die Frage ist: Wie werden Selbstorganisierungen einbezogen oder auch ihre Kritik ernst genommen?
  
Saideh Saadat-Lendle istPsychologin undLeiterin von LesMigraS, dem Antidiskriminierungs- und Antigewaltbereich der Lesbenberatung Berlin e. V. Die 52jhrige lebt mit ihrer Lebensgefhrtin und ihrem Sohn in Berlin. 
  
Alice Stein ist Sozial- und Theaterpdagogin. Sie arbeitet seit 2010 in der LesMigraS Kampagne zu Gewalt und Mehrfachdiskriminierungserfahrungen LSBT*.
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jenseits von geschlossenheit

Die neue alte Linke in Frankreich

Susanne Götze

Im französischen Seine Saint-Denis sieht es immer noch so aus wie im Hoyerswerda der DDR-Zeit. Während in der DDR-Vorzeigearbeiterstadt mittlerweile der einstige Stolz der sozialistischen Architektur abgerissen wird, platzt die Pariser Banlieue aus allen Nähten. Sie ist eine der letzten kommunistischen Hochburgen in Frankreich: Durch die stur-grauen Fassaden der Plattenbauten gähnen heute die Langeweile und Wut, wo früher Aufbruch und Hoffnung war. Von letzterem erzählen noch der Lenin-Boulevard, die Rousseau-Avenue und Louis Aragon-Straße. Und eine Ausstellung im „Archiv Departemental“, das die gesammelten Dokumente der Kommunistischen Partei liebevoll entstaubt. Kräftige Arbeiter werden gezeigt, die die ersten Sozialwohnungen bauen und ihre ersten bezahlten Urlaube machen, mit dem Fahrrad im Grünen, die lachenden Kinder auf dem Gepäckträger. Ein Hauch von DDR weht einem dort entgegen. Das sehnsuchtsvolle Gedenken an die ideologische Aufbruchsstimmung hat derzeit Konjunktur in Frankreich – aber eben auch nur das Gedenken. Auch im Pariser Rathaus schwelgt man derzeit in historischem Ambiente und erinnert an 140 Jahre Pariser Kommune. Die Bilder zeigen Arbeiter voller Mut, Entschlossenheit und Solidarität. Für eine soziale Idee in den Tod gehen – was waren das noch für Zeiten! Vielleicht wird derzeit auch soviel erinnert, weil sich 21 Jahre nach dem erklärten Tod der kommunistischen Idee, trotz Sarkozy und Finanzkrise immer noch keine Renaissance jener links-revolutionären Geschlossenheit abzeichnet.  
Appell an die Werte der „Résistance“
  
Umso bezeichnender, dass gerade zwei Männer in Frankreich aus dieser Lethargie ausbrechen, die zwar nicht mehr die Kommune erlebt aber ein gutes Dreiviertel 20. Jahrhundert auf ihren Schultern tragen: Der Autor von „Empört euch“ Stephan Hessel und sein Freund und eingefleischter Linksintellektureller Edgar Morin. Beide haben mit Medienauftritten und aufrüttelnden Büchern mehr Aufsehen erregt, als die französische Linke in den letzten vier Jahren unter Sarkozy. Die greisen „Aufrührer“ haben schon in der Résistance gekämpft und sich seit dem Zweiten Weltkrieg – Hessel als Diplomat und Morin als Soziologe und Philosoph – für ein humanistisches, friedliches und soziales Europa engagiert. Nun, mit 93 und 89 Jahren, müssen sie sich jedoch eingestehen, dass genau diese Werte in höchster Gefahr sind. Hessels Mission ist die Wiederbelebung der „Werte der Résistance“: In seinem 15-Seiten Bestseller zieht er gegen Despotismus und politische Unterdrückung zu Felde und feiert den Moment der Auflehnung im Namen demokratischer Grundwerte.
 
Morins Buch „La Voie: pour l`avenir de l' humanité“ („Der Weg: für eine Zukunft der Humanität“) ist hingegen eine Analyse der Welt nach Ende des Kalten Krieges und der „totalitären Krake“, die nun von der Gier der Finanzmärkte und religiösen Fundamentalismen abgelöst werde. Morin kommt zu demselben Schluss wie Hessel: Die Menschheit stehe vor einer Zeitenwende, in der es leicht „zu einer Kettenreaktion von Katastrophen“ kommen könnte. Die jetzige Zeit sei eine Chance für eine grundsätzliche demokratische Erneuerung. Die richtigen Ideen und Konzepte dies zu verhindern, seien schon da – es brauche allein eine politische Kraft, diese umzusetzen. Anfang des Jahres verfolgten tausende Leute im Netz und im ausverkauften Saal des „Théâtre national de la Colline“, wie Hessel und Morin die arabischen Revolutionen bejubelten und mit ägyptischen und tunesischen Widerstandskämpfern in flammenden Reden mehr Engagement einforderten. Diese ungeteilte Aufmerksamkeit hat derzeit wohl kaum jemand der traditionellen Linken in Frankreich.
  
Neuer Versuch einer Linksfront
  
Doch wo ist sie, die große französische Linke? Ähnlich wie in allen konservativ regierten Ländern könnte die Ausgangslage für eine „Renaissance der Linken“ in Frankreich kaum besser sein. Doch wie in vielen anderen Staaten ist auch die französische Linke in Grabenkämpfen und einem fundamentalen Selbstfindungsprozess gefangen. Jeder Versuch, eine Wiederbelebung oder gar Einheitlichkeit der Linken herzustellen, ist in den letzten Jahren kaum vorangekommen. Bezeichnend dafür ist die „neue alte“ Uneinigkeit im sozialistisch-antikapitalistischen Lager: Links von der Sozialistischen Partei (Parti Socialiste), gibt es eine Reihe von kleinen Splitterparteien, unter denen sich wiederum einige zur „Front de Gauche“ (Linksfront) zusammengeschlossen haben. Diese Linksfront ist ein Griff in die Mottenkiste der Geschichte und erinnert an den langen Kampf, eine zweite „Front Populaire“ (gemeinsames Programm von Sozialisten und Kommunisten) wie in den dreißiger Jahren auf die Beine zu stellen. Auch in den 1960er Jahren versuchten alternative Kräfte, oppositionelle Sozialisten und abtrünnige Kommunisten jenseits der etablierten Parteien eine neue linke Kraft zu formieren – allerdings scheiterte auch dieser Versuch an ideologischer Zerfaserung. Nun wird diese Tradition wiederbelebt: Nach der geglückten Kampagne gegen den EU-Verfassungsvertrag 2005, fanden sich Globalisierungskritiker_innen, ehemalige Sozialist_innen und die mittlerweile marginalisierten Kommunist_innen zusammen, um für die Europawahlen 2009 ein gemeinsames Wahlbündnis zu gründen – die Front de Gauche. Allerdings konnte unter diesem Dach nur die „Parti de Gauche“, die Kommunisten (PCF) und kleine Akteure versammelt werden. Wichtige neue Akteure wie die NPA (neue antikapitalistische Partei) verweigerten ihre Teilnahme. Nach den letzten relativ erfolgreichen Kantonalwahlen, soll nun der Präsidentschaftskandidat – mit aller Wahrscheinlichkeit der ehemalige Sozialist (PS) und Vorsitzender der „Parti de Gauche“ (Linkspatei) Jean-Luc Mélenchon – gekürt werden. Aber auch das geschieht nicht ohne Federlesen bei den Kommunist_innen.
 
Auffällig ist, dass die Dinosaurier des Humanismus, Hessel und Morin, keinerlei Ambitionen zeigen, die derzeitige Linke jenseits der Sozialisten zu unterstützen. Hessel gilt als enger Vertrauter der Parteivorsitzenden der Parti Socialiste, Martine Aubry. Diese betrachtet den Aufruf Hessels als willkommene Wahlkampfunterstützung – sicherlich zu recht, lässt sich Hessel doch des Öfteren bei Parteiveranstaltungen blicken. Morin hingegen hat sich seit seinem Engagement für eine „dritte linke Kraft“ jenseits von Stalinist_innen und Sozialist_innen in den 1960er Jahren nicht mehr an eine Partei gebunden. Aber auch andere kritische Akteure wie der Gründer des investigativen Medienportals „Mediapart“, Edwy Plenel, arbeiten jenseits der Parteienlandschaft auf ihre Weise am Sturz der „Ära Sarkozy“ und für eine demokratische VI. Republik. Die französische Linke ist also keineswegs verschwunden, sondern zur Unkenntlichkeit fragmentiert. Und auch das ist sicherlich eine ihrer großen „Traditionen“.
 Susanne Götze berichtete für prager frühling u.a. schon über die Frauenbewegung in der Türkei und die Klimabewegung in den USA. Gegenwärtig lebt sie als Journalistin in Paris und schreibt an ihrer Promotion in Neuerer Geschichte zur französischen „Nouvelle Gauche“ zwischen 1960 und 1968.
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sinistra, ecologia e liberta

Phönix aus der Asche der italienischen Linken

Christina Ujma

Die italienische Gesellschaft braucht die linke Linke, sagte Nichi Vendola kürzlich in einem der Werbespots für Sinistra, Ecologia e Liberta (SEL), denn seitdem diese nicht mehr im Parlament vertreten ist, sieht es mit der Freiheit und den sozialen Rechten düster aus. Wenn man Umfragen der letzten Zeit trauen kann, wird sich das bei der nächsten Parlamentswahl ändern, denn die SEL hat es erfolgreich geschafft, aus den Trümmern der linken Linken eine neue Partei zu schaffen. Als bei den Parlamentswahlen 2008 das Parteienbündnis „Arcobaleno“ scheiterte, war der Katzenjammer groß. Versuche mit der diffusen Mischung aus abgespaltenen Linkssozialdemokraten, Rifondazione Communista, Sozialisten und Grünen an einer neuen Linkspartei zu basteln, misslangen zunächst. Im März 2009 waren es dann im wesentlichen die abgespaltenen Linkssozialdemokraten und der pragmatische Flügel von Rifondazione Communista, die zusammen die neue SEL bildeten. Dass sich die neue Formation stabilisierte, ist vor allem Nichi Vendola zu verdanken. Der Ministerpräsident der Region Apulien kommt ursprünglich aus der Rifondazione Communista, galt aber schon länger als Vertreter einer modernen linken Politik.  
Vendola und die SEL beschwören, anders als viele Linksparteien in Europa, nicht die Erinnerung an die guten alten Zeiten des Fordismus, sondern versuchen die Erneuerung linker Politik. Themen wie Gleichheit und Gerechtigkeit spielen eine wichtige Rolle. Besondere Aufmerksamkeit bekommt das Thema „Prekarität“: gegen diejenigen, die meinen, es mache nichts, wenn junge Leute auf befristeten und schlechtbezahlten Stellen sind, benutzt Vendola gern den Slogan der Jugendbewegung: il nostro tempo e adesso, la vita non aspetta, (heute ist unsere Zeit, das Leben wartet nicht), der Mangel an Autonomie und Planungssicherheit verdüstere die Lebensperspektive einer ganzen Generation. Bei vielen jungen Italienern und Italienerinnen kommt Vendola damit bestens an, sie stört es nicht, dass er schwul, katholisch und links ist, umso lieber mögen sie seine Botschaft von Freiheit, Gleichheit und Ökologie, vom besseren Leben und vom besseren Italien. Ihnen kommt auch entgegen, dass SEL und Vendola das Internet und die sozialen Netzwerke offensiv zur politischen Kommunikation nutzen. Seine Beliebtheit bleibt aber nicht auf die Jugend beschränkt, Vendola ist mit Abstand der beliebteste Linkspolitiker des Landes, was die sozialdemokratische Partito Democratico immer wieder in Verlegenheit bringt: die muss den Spitzenkandidaten eines zukünftigen Linksbündnisses per Urwahlen bestätigen und wenn Vendola antritt, dann sind die Erfolgsaussichten des Vorsitzenden der Demokratischen Partei Bersani zweifelhaft.
  
Vendola ist populär, aber nicht unbedingt populistisch. Der Politiker, der auch Gedichte schreibt, ist gleichzeitig Schöngeist und theoretischer Kopf, der sich bestens auskennt in der Tradition marxistischen Denkens und sich gern auf Gramsci und andere undogmatische Linksdenker wie Bloch oder Benjamin beruft. Um zukunftsfähige linke Debatten zu befördern, hat er im ganzen Land Denkfabriken gegründet. Diese Fabbriche di Nichi sind nur teilweise deckungsgleich mit den Ortsvereinen der SEL, die mittlerweile auch in kleinen Ortschaften Fuß gefasst haben. Hier wird der Diskurs über die eigene Basis hinaus erweitert, praktiziert man erfolgreich Offenheit gegenüber Mitgliedern anderer Linksparteien und Bewegungen.
  
Christina Ujma ist Publizistin und Kulturwissenschaftlerin. Für die Zeitschriften „Sozialismus“ und „SPW — Sozialistische Politik und Wirtschaft“ schreibt sie regelmäßig zur aktuellen Lage der Linken in Europa und Italien.








Prager Frühling - Juni 2011


&#8222;die technokratische praxis überwinden&#8220;

Interview mit Nichi Vendola von Sinistra Ecologia e Libertà





 prager frühling: Nichi, mit Sinistra E Libertà (SEL) habt ihr eine neue politische Formation gegründet. Was ist das Neue daran?  

Nichi Vendola: Es ist notwendig, eine Kraft der gesellschaftlichen Veränderung aufzubauen, die sich auf zivilgesellschaftliche Organisierung und eine innovative Politik stützt. Die Grundlagen einer neuen Linken haben wir in unseren eigenen Namen eingeschrieben: Links, weil es ohne Gleichheit keine Gerechtigkeit gibt; Ökologie, bei der es um die Naturverhältnisse und die heranwachsenden Generationen geht; Freiheit, ohne die selbst die besten Ideen zu einem Unterdrückungsinstrument werden können. Deshalb haben wir als ersten Programmpunkt den Kampf gegen die Prekarität ausgewählt, die zugleich ein Problem der ökonomischen und sozialen Gerechtigkeit, aber auch der Freiheit ist. Denn die Prekären von heute sind die neuen Sklaven des Marktes. Außerdem stellen wir die öffentlichen Güter in den Mittelpunkt, beginnend beim Wasser als „erstes Recht der Menschheit“ bis hin zur Energieversorgung, die sauber und erneuerbar sein muss. In meiner Region – Apulien – haben wir das größte Aquädukt Europas und wir haben es der Spekulation des privaten Marktes entzogen und wieder öffentlich gemacht, während wir in nur fünf Jahren zum größten Produzenten erneuerbarer Energien in Italien geworden sind.
  
pf: Was ist der Grund für euren aktuellen Erfolg?
  
Vendola: Unser Erfolg in den Umfragen, aber auch das Auftauchen der SEL nahe stehender linker Bürgermeisterkandidaten, wie Giuliano Pisapia in Mailand oder Massimo Zedda in Cagliari, ist auf einen starken Wunsch nach Veränderung zurückzuführen. Die beiden Bürgermeisterkandidaten sind in Vorwahlen bestimmt worden. Die Vorwahlen haben verdeutlicht: Um die Rechte zu schlagen, müssen wir uns zuerst kritisch mit einer abgeschlossenen Linke, die auf ihren technokratischen Gewissheiten hockt, auseinandersetzen. Die SEL hat die demokratische Partizipation als Identitätskern. Aus dieser Forderung sind die „Fabbriche di Nichi“ entstanden, Denkfabriken, auf die ich sehr stolz bin und in denen sich tausende junge Menschen an die Politik angenähert haben. Selbst in Berlin gibt es eine Fabbrica! Ich habe versucht, eine neue Erzählung zu entwickeln, die die technokratische Praxis der Linken überwindet.
  
pf: Du wirst eventuell Berlusconis Gegenkandidat sein. Wie willst du ein erneutes Scheitern einer Mitte-Links-Koalition verhindern?
  
Vendola: Man muss mir nicht sagen, dass das möglich ist, sondern den Menschen, die den Kandidaten der Mitte-Links-Koalition in den Vorwahlen wählen. Die Vorwahlen sind eine unabdingbare Ressource und ich denke, dass ich sie gewinnen kann. Ich denke, dass ein Sieg über Berlusconi die Demokratie und ein gemeinsames Programm als Fundament haben sollte. Ich habe in den zwei Jahren der letzten Regierung beobachtet, wie sich ein Graben zwischen den Wählenden und ihrer Regierung herausgebildet hat. Für mich hat die Politik die Aufgabe die kritischen Energien am Laufen zu halten, die Antonio Gramsci als „emotionale Verbindung“ mit dem Volk bezeichnet hat. Meine Erfahrung aus der Regierung in Apulien war vom Versprechen untermauert, dass wir selbst in schwierigen Mehrheitssituationen keine Angst davor haben, auch unsere Fragilität zu zeigen. 
  
pf: Die europäische Linke ist seit Jahrzehnten gespalten. Einige setzen auf Renationalisierung, andere wollen die Spielräume der bestehenden Verträge nutzen. Was ist deine Haltung dazu?
  
Vendola: Wir haben eine Gründungsphase Europas erlebt, von Altiero Spignellis Gefängniszelle bis zu den Kraftanstrengungen, um den zweiten Weltkrieg zu beenden. Dieser Traum der Integration, von der Erneuerung der europäischen Gesellschaft, ist von der langen Periode der neoliberalen Hegemonie besetzt worden, die Verträge geschaffen hat, um Geld und Märkte zu vereinen, aber nicht Völker und Menschen. Ich bin ein überzeugter Europäer. Ich glaube nicht, dass das rheinische Modell mit Deutschland und Frankreich bis zum Norden meines Landes ein erfolgreiches Modell für die Zukunft ist. Heute hat nur eine Politik Zukunft, die auf Empfang und Offenheit setzt: von der Aufnahme der Migrierenden bis zur Öffnung hin zum Mittelmeer, vom Balkan bis zum Maghreb. Es wird Zeit, dass ein Land wie die Türkei Mitglied der EU werden kann und dass Israel und Palästina gemeinsam mit den Balkanstaaten als Beobachter eingeladen werden und dass sich ein Integrationsprozess für die Länder an der Südküste des Mittelmeers eröffnet. Der euromediterrane Raum kann in der Zukunft ein Projekt des Zusammenlebens, des Friedens und der Gleichheit werden.
  
pf: In Deutschland gibt es weiterhin einen Konflikt zwischen alten und neuen sozialen Bewegungen. Wie ist das in Italien und wie geht ihr damit um?
  
Vendola: Die globale Krise hat alte Gewissheiten fragwürdig gemacht und neue Suchprozesse in den sozialen Bewegungen eröffnet. Als ein Beispiel möchte ich von der Gewerkschaft FIOM erzählen, der wichtigsten Industriegewerkschaft des Landes. Die FIOM hat gegen FIAT gekämpft. Das Unternehmen FIAT wollte Streikrechte beschränken und die Arbeitsverträge verschlechtern. In dieser Auseinandersetzung hat die italienische Linke mit der FIOM einen Kristallisationspunkt gefunden und eine große Mobilisierung bewirken können. Dabei ging es zum einen um eine klassische Klassenauseinandersetzung, um heilige gewerkschaftliche Forderungen nach dem Schutz der Arbeiterrechte. Zum anderen ist die FIOM die erste Großorganisation gewesen, die an den Mobilisierungen der sozialen Bewegungen – angefangen von den altermondialistischen in Genua 2001 bis zu den Sozialforen – teilgenommen hat. Heute gibt es eine gemeinsame Initiative der Bewegungslinken und der Studierendenbewegung, die gegen die Kürzungen der Regierung in Bildung und Universitäten neu geboren wurde und sich „Gemeinsam gegen die Krise“ nennt. Diese Initiative fordert das Grundeinkommen, aber ohne den Kampf für Vollbeschäftigung und gute Arbeit zu verleugnen.


Nichi Vendola ist Vorsitzender der neu gegründeten italienischen Linkspartei Sinistra e Libertà. Auch zu einem Zeitpunkt, wo die italienische Linke Wahlniederlagen erlitt, konnte Vendola in der Region Apulien einen großen Wahlerfolg erzielen und wurde zum Präsident der Region gewählt. Er steht für einen neuen, partizipativen Politikstil und könnte bei den nächsten Wahlen der Gegenkandidat zu Berlusconi werden. Das Interview führte Kolja Möller.
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das leben der anderen anderen

Staatlicher Rassismus und migrantische Subversion in der DDR

Stefan Gerbing

Sechshundert Algerier streiken in der DDR! Diese Schlagzeile wäre 1975 so brisant gewesen, dass sie in der staatlich gelenkten Presse nicht gedruckt wurde. Die LeserInnen von Neuem Deutschland und Junger Welt erfuhren nicht, dass in acht Betrieben algerische VertragsarbeiterInnen für höhere Löhne, die Erhöhung der sogenannten Trennungszulage, bessere Lebensbedingungen in den Heimen sowie für die Absetzung der algerischen BetreuerInnen in den Ausstand traten — dem in der DDR geltenden Streikverbot zum Trotz. Zumindest bezüglich der Trennungszulagen war der Streik erfolgreich. Zwar blieb die DDR bis zu ihrem Ende eher ein Auswanderungs- denn ein Einwanderungsland. Migrantische Kämpfe gab es aber auch hier. Zwischen Anklam und Zeitz wird heute jedoch eher der Mythos von realsozialistischer „Völkerfreundschaft“ und „Internationaler Solidarität“ gepflegt, als an diese Auseinandersetzungen erinnert.  
Vertrackte Verträge
  
Mit einem Prozent Nichtdeutscher am Anteil der Gesamtbevölkerung war die DDR quasi „ausländerfrei“. Fast die Hälfte aller MigrantInnen waren VertragsarbeiterInnen aus Ungarn, Polen, später auch aus Algerien, Vietnam und Mosambik. Sie sollten in den Volkseigenen Betrieben arbeiten, aber gleichzeitig möglichst wenig kosten und vor allem nach spätestens vier Jahren das Land wieder verlassen. Beziehungen zwischen DDR-BürgerInnen und VertragsarbeiterInnen waren nur begrenzt vorgesehen — für Eheschließungen gab es hohe Hürden. Beim MfS wurden in den 1980er Jahren sogar Dissertationen verfasst, die sich der Verhinderung binationaler Ehen widmeten. Eheersuchen von Menschen aus asiatischen oder afrikanischen Ländern wurden häufig abgelehnt. Bis 1989 heirateten lediglich sechs Mosambikaner, zwei Angolanern und 323 VietnamesInnen. Zum Teil hatte die Verweigerung der Ehe und das damit mögliche, aber nicht automatisch daran geknüpfte Aufenthaltsrecht tragische Folgen. Eine junge Frau, deren mosambikanischer Freund sich selbst getötet hatte, nachdem trotz eines gemeinsamen Kindes die Eheschließung verweigert wurde, schrieb in den 1980er Jahren in einem resignierten Brief an den Leiter der mosambikanischen Delegation: „Beide Regierungen, unsere und Ihre Regierung, müssen sich in Zukunft gut überlegen, wenn junge Leute zum Arbeiten zu uns kommen, dass es auch Liebe unter den Menschen gibt. Ob schwarz oder weiß. Warum kann man nicht zusammenleben?“ Die Antwort war auf Seiten der DDR: Kostenkalkül. Die VertragsarbeiterInnen sollten den Arbeitskräftemangel in der DDR beheben, aber nach Möglichkeit keine staatlichen Leistungen wie Kinderbetreuung oder knappen Wohnraum in Anspruch nehmen. Dies war einer der zentralen Gründe, warum z.B. vietnamesische Frauen, die während ihres Aufenthalts in der DDR schwanger wurden, zum Schwangerschaftsabbruch gedrängt oder zurück geschickt wurden. Die Kosten des bisherigen Aufenthalts mussten sie in diesem Fall selbst übernehmen. Noch im Juli 1989 wird in einem Bericht des Rates der Stadt Halle mit Bezug auf die vietnamesischen Angestellten argumentiert, dass eine Versorgung von Kindern die ohnehin schon an der Kapazitätsgrenze arbeitenden Krippen überfordern würde.
  
Heim statt Daheim
  
Der Alltag von MigrantInnen in der DDR war stark reglementiert, die kasernierte Unterbringung in Heimen erleichterte Überwachung und Sozialkontrolle. Wie stark dies in das Leben von VertragsarbeiterInnen eingriff, variierte allerdings stark. In manchen Heimen gab es tägliche Zimmerkontrollen, in anderen konnte eine gewisse Freizügigkeit ausgehandelt werden. Dennoch: Informationen wurden sowohl von den lokalen Dienststellen des MfS, aber auch durch die zentrale „Arbeitsgruppe Ausländer“ der Staatssicherheit und die sogenannten BetreuerInnen aus den Herkunftsländern gesammelt. Spektakuläre Proteste wie der bereits erwähnte algerische Massenstreik blieben zwar die Ausnahme. Allerdings wurden in den Wohnheimen viele Kontakte geknüpft, die kollektives Handeln begünstigten. Im Vergleich zu den deutschen ArbeiterInnen galten die ausländischen Arbeitskräfte daher auch als streikfreudig. Schätzungen zu Folge ging fast ein Drittel der Arbeitsniederlegungen in der DDR von ausländischen Arbeitskräften aus. Häufig geschah dies spontan, z. B. nach der Auszahlung des ersten Lohns. Dieser fiel auf Grund von Abzügen oft deutlich geringer aus als erwartet. Nicht immer waren Arbeitsniederlegungen so erfolgreich wie der Streik der AlgerierInnen von 1975. In Leipzig kam es 1987 nach einem Streik von 54 kubanischen ArbeiterInnen zu Abschiebungen und der Streichung der Trennungszulage, deren Erhöhung die algerischen Beschäftigten mit ihrem Arbeitskampf erfolgreich durchgesetzt hatten. Widerständiges Handeln von MigrantInnnen fand häufig auch wesentlich diskreter statt. Eigensinnige Praktiken bestanden darin, sich der Regulierung zu entziehen. Einige entstammen dem gängigen Arsenal proletarischer Subversionsstrategien. Selbstzeugnisse wie das des Kubaners Leonel Fuentes, der u.a. in Leuna und Zeitz arbeitete, zeigen, dass auch VertragsarbeiterInnen recht gut wussten, wie man Krankheiten simuliert oder sich der Aufsicht von Vorgesetzten erfolgreich entzieht. Es gab aber auch spezifische Praktiken, wie die Realisierung von so nicht vorgesehenen Migrationsprojekten, z. B. durch die Bestechung von FunktionärInnen im Herkunftsland. Für viele MigrantInnen bot der Aufenthalt in der DDR trotz der vielen Reglementierungen die Aussicht auf Verbesserung der Lebensbedingungen. Hierfür bezahlten einige beträchtliche Summen, um auf die Liste der entsandten ArbeiterInnen zu kommen. In den Akten der Erfurter Stasi ist die Rede davon, dass einige VietnamesInnen bis zu 8000 Mark an Bestechungsgeld gezahlt hätten, um auf die Listenplätze zu gelangen. Das Geld wurde oft geliehen und z. T. mit Sätzen von bis zu 80 Prozent verzinst. Das war die Kehrseite der selbstorganisierten, beschränkten Reisefreiheit. Auch die Besuchsverbote in Heimen wurden immer wieder erfolgreich unterlaufen. Besonders die vietnamesischen aber auch schwarze VertragsarbeiterInnen machten sich zu Nutze, dass die meisten DDR-BürgerInnen sie nur schlecht unterscheiden konnten. Gegenseitige Besuche von VertragsarbeiterInnen aus unterschiedlichen Städten, die eigentlich nicht vorgesehen waren, fanden daher, so legen Zeitzeugenberichte, aber auch Stasiakten nahe, in großem Ausmaß statt. Bei Kontrollen kam es zu Handgreiflichkeiten und lautstarken Auseinandersetzungen. Einigen VietnamesInnen gelang es sogar, sich zum Teil über mehrere Jahre illegal in der DDR aufzuhalten. Sie tauschten hierfür Ausweispapiere oder nutzten solche von längst ausgereisten FreundInnen.
  
Markenpiraten der Planwirtschaft als Blitzableiter der Nomenklatura
  
Zur Unterstützung von Familien und zur Rückzahlung der bereits genannten Kredite, versuchten VertragsarbeiterInnen ihre Löhne aufzubessern. Da die DDR Mark im Ausland als Tauschmittel wertlos war, mussten VertragsarbeiterInnen, die Geld an ihre Familien schicken wollten, dieses in US-Dollar oder andere westliche Währungen konvertieren. Eine Alternative war der Export von Mopeds, Fahrrädern und Fernsehern, die sich auch im Ausland gut weiterverkaufen ließen. Mit den mageren Löhnen, war eine nennenswerte Unterstützung nur durch informelle ökonomische Aktivitäten möglich — zumal die genannten Konsumgüter verhältnismäßig teuer waren. Während viele VietnamesInnen in ihrer Freizeit Jeanshosen nähten und westliche Markenkleidung kopierten, nutzten andere Kontakte ins sozialistische oder ins westliche Ausland, um knappe Waren entweder auf dem Schwarzmarkt aber auch über die staatlichen An- und Verkaufsstellen zu veräußern. Der Umfang, den diese irregulären ökonomischen Aktivitäten annehmen konnten, spiegelte sich in einer Reihe von Ermittlungsverfahren wieder, die der Zollfahndungsdienst in den Jahren 1986 und 1987 aufnahm. Eine Gruppe aus VertragsarbeiterInnen und DDR-BürgerInnen wurde verdächtigt, Computer- und Tontechnik im Wert von beachtlichen 8,5 Millionen Mark ins Land geschmuggelt zu haben. Zoll und Stasi waren allerdings wegen mangelnder Sprachkenntnisse oft hilflos, so dass man Ende der 1980er Jahre versuchte, befreundete Geheimdienste in die Überwachung der MigrantInnen mit einzubeziehen. Diese irregulären ökonomischen Aktivitäten wurden von vielen DDR-BürgerInnen einerseits zum Erwerb prestigeträchtiger Konsumgüter genutzt. Anderseits wurde der Kauf von Konsumgütern in den letzten Jahren der DDR zunehmend kritisch beäugt und in gewisser Weise als Blitzableiter für Spannungen genutzt. So wurde die Knappheit von hochwertigen Konsumgütern oder die regional durchaus existierende Unterversorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs von einigen DDR-BürgerInnen als Resultat des Konsumverhaltens von VertragsarbeiterInnen interpretiert. Unzutreffende, Neid und Mißgunst befördernde Gerüchte, z.B. dass die ausländischen Arbeitskräfte mit Devisen bezahlt würden, machten die Runde. Der Unmut, der aus Versorgungsengpässen resultierte, traf im Alltag eben nicht die – oft selbst hilflosen – PlanerInnen der staatlich Ökonomie, sondern die VertragsarbeiterInnen. Ernsthafte Anstrengungen, Gerüchten zu begegnen, gab es nicht. Rassistische Übergriffe, die allerdings genauso wenig öffentlich wurden wie migrantische Streiks, häuften sich gerade in den letzten Jahren der DDR.

  Aufbruch, Umbruch, Enttäuschung  

Mit dem Niedergang der DDR im Jahr 1989 schien es für kurze Zeit, als gäbe es die Chance eines radikalen Bruchs mit den Traditionen staatlicher Kontroll- und Regulierungszumutungen gegenüber MigrantInnen. Das kommunale Wahlrecht für Personen ohne deutsche Staatsbürgerschaft wurde eingeführt, allerdings nur, um nach dem Beitritt zum Geltungsbereich des Grundgesetzes mit einer unrühmlichen Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes wieder gekippt zu werden. In der Wendezeit wandte sich die Arbeitsgruppe Ausländer des Runden Tischs gegen eine Übernahme des als restriktiv kritisierten bundesdeutschen Ausländergesetzes. Auch dies bekanntlich ohne Erfolg. Als die Diskussionen über eine neue Verfassung liefen, schlug der Runde Tisch ein Asylrecht mit Rechtsanspruch und ohne Gesetzesvorbehalt vor. Etwas, dass es in der DDR, die Asyl immer nur als Gnadenakt für politisch nahestehende Bewegungen gewährte, nie gegeben hatte. Aber auch diese „Revolution“ scheiterte. Erst lehnte die Volkskammer die Vorschläge ohne Debatte ab und dann schaffte die schwarz-gelbe Bundesregierung auch das bundesdeutsche Asylrecht als Reaktion auf die Pogromme von Rostock faktisch ab. Oskar Lafontaine und Björn Engholm sorgten für die Zustimmung der SPD. Ein Großteil der VertragsarbeiterInnen wurde gezwungen, Deutschland zu